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Entwurf eines Gesetzes über das Ausländerzentralregister 
(AZR-Gesetz) 

A. Zielsetzung 

Mit dem Gesetz soll das Register auf eine umfassende Rechts-
grundlage gestellt und insbesondere für den betroffenen Auslän-
der ein bereichsspezifischer Datenschutz geschaffen werden. Da-
mit wird dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. De-
zember 1983 zum Volkszählungsgesetz 1983 (BVerfGE 65, 1 ff.) 
Rechnung getragen. 

B. Lösung 

Der Entwurf enthält deshalb insbesondere Regelungen über die 
Zwecke und den Inhalt des Registers, die Datenübermittlung an 
das und aus dem Register sowie über die Rechte des betroffenen 
Ausländers. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Durch das Gesetz entstehen Bund, Ländern und Gemeinden keine 
Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (332) — 443 05 — Au 103/89 
Bonn, den 24. November 1989 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes über das Ausländerzentralregister (AZRG) mit Begründung (Anlage 1) und 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 604. Sitzung am 22. September 1989 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über das Ausländerzentralregister 
(AZR-Gesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 
§§ 

Erster Abschnitt: Registerbehörde und 
Zwecke des Registers 

Registerbehörde 	1 

Zwecke des Registers  	2 

Zweiter Abschnitt: Anlaß der Speicherung, 
Inhalt des Registers und 
Datenübermittlung an 
das Register 

Anlaß der Speicherung und Inhalt des Regi

-

sters  	3 

Auskunfts- und Übermittlungssperren  	4 

Suchvermerke  	5 

Datenübermittlung an das Register 	6 

Dritter Abschnitt: 	Datenübermittlung aus 
dem Register 

Erster Unterabschnitt: Datenübermittlung an 
öffentliche Stellen 

Allgemeine Vorschriften für die Datenübermitt

-

lung 	7 

Umfang der Datenübermittlung 	8 

Datenübermittlung an die Ausländerbehörden, 
das Bundesamt für die Anerkennung ausländi-
scher Flüchtlinge und die mit grenzpolizeilichen 
Aufgaben betrauten Behörden  9 

Datenübermittlung an sonstige Polizeivollzugs-
behörden und die Behörden der Staatsanwalt-
schaft  10 

Datenübermittlung an das Zollkriminalinstitut 	11 

Datenübermittlung an die Bundesanstalt für Ar

-

beit  	12 

Datenübermittlung an die Vertriebenenbehör

-

den 	  13 

§§ 

Datenübermittlung an die Verfassungsschutz-
behörden, den Bundesnachrichtendienst und 
den Militärischen Abschirmdienst   14 

Datenübermittlung innerhalb des Bundesver-
waltungsamtes 	  15 

Abruf im automatisierten Verfahren 	 16 

Statistische Aufbereitung der Daten  	17 

Zweiter Unterabschnitt: Auskunftserteilung an 
nicht-öffentliche Stel-
len sowie an Stellen 
außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses 
Gesetzes 

Auskunftserteilung an nicht-öffentliche Stellen, 
die humanitäre oder soziale Aufgaben wahr-
nehmen  18 

Auskunftserteilung an Behörden anderer Staa-
ten sowie an über- und zwischenstaatliche Or-
ganisationen  19 

Auskunftserteilung an natürliche Personen und 
juristische Personen des p rivaten Rechts 	 20 

Vierter Abschnitt: Rechte des Betroffenen 

Auskunft an den Betroffenen 	  21 

Berichtigung, Löschung und Sperrung von Da

-

ten 	  22 

Fünfter Abschnitt: Anwendung auf weitere 
Behörden, Planungsdaten 

Aufsichtsbehörden, oberste Bundes- und Lan-
desbehörden 	  23 

Übermittlung von Planungsdaten 	 24 

Sechster Abschnitt: Schlußvorschriften 

Ermächtigung 	  25 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 	 26 

Aufhebung von Rechtsvorschriften 	 27 

Berlin-Klausel  	28 

Inkrafttreten  	29 
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ERSTER ABSCHNITT 

Registerbehörde und Zwecke des Registers 

§1 
Registerbehörde 

Das Ausländerzentralregister wird vom Bundesver-
waltungsamt geführt. 

§2 

Zwecke des Registers 

(1) Das Register wird geführt zur Feststellung 

1. der Identität und des Aufenthalts von Auslän-
dern, 

2. der aktenführenden Ausländerbehörde oder ande-
rer öffentlicher Stellen, die die Speicherung von 
Daten im Register veranlaßt haben, und 

3. anderer Sachverhalte, deren Kenntnis für die Auf-
gabenerfüllung der in den §§ 9 bis 11, in § 12 Abs. 2 
sowie in den §§ 14 und 15 genannten öffentlichen 
Stellen erforderlich ist. 

Durch die Speicherung und Übermittlung der im Re-
gister gespeicherten Daten von Ausländern unter-
stützt die Registerbehörde nach Maßgabe dieses Ge-
setzes die mit der Durchführung ausländer- oder asyl-
rechtlicher Vorschriften betrauten Behörden und an-
dere öffentliche Stellen. 

(2) Aus dem Register werden Auskünfte an nicht-
öffentliche Stellen, an Behörden anderer Staaten so-
wie an über- und zwischenstaatliche Organisationen 
nach Maßgabe der §§ 18 bis 20 erteilt. 

(3) Das Register dient ferner nach Maßgabe der 
§§ 17 und 24 als Grundlage für Planungen und Stati-
stiken. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Anlaß der Speicherung, Inhalt des Registers 
und Datenübermittlung an das Register 

§3 

Anlaß der Speicherung und Inhalt des Registers 

(1) Im Register werden Daten von Ausländern ge-
speichert, die nicht nur vorübergehend ihren Aufent-
halt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben. 

(2) Auch soweit die in Absatz 1 genannten Voraus-
setzungen nicht vorliegen, werden im Register Daten 
von Ausländern gespeichert, 

1. die einen Asylantrag gestellt haben, 

2. für oder gegen die aufenthaltsrechtliche Entschei-
dungen getroffen worden sind oder die eine auf-
enthaltsrechtliche Erlaubnis oder paßrechtliche 
Maßnahme beantragt haben, 

3. gegen deren Einreise Bedenken bestehen, weil 
Tatsachen vorliegen, die die Annahme rechtferti

-

gen, daß ihr Aufenthalt Belange der Bundesrepu-
blik Deutschland beeinträchtigen würde, und die 
kein Recht zum Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes haben und sich nicht oder nicht 
mehr hier aufhalten oder deren Aufenthalt hier 
nicht mehr feststellbar ist, 

4. die zur Zurückweisung oder Überprüfung an der 
Grenze ausgeschrieben sind, 

5. die zur Festnahme oder Aufenthaltsermittlung aus-
geschrieben sind, 

6. deren Erfassung erforderlich ist, weil tatsächliche 
Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen, daß sie 
Straftaten nach § 47 Abs. 1 Nr. 7 des Ausländerge-
setzes oder nach den §§ 129, 129a des Strafgesetz-
buches oder mit terroristischer Zielsetzung andere 
Straftaten, insbesondere Straftaten der in § 129 a 
des Strafgesetzbuches bezeichneten A rt , planen, 
begehen oder begangen haben oder durch solche 
Straftaten gefährdet sind, 

7. die ausgeliefert oder durch den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes durchgeliefert worden sind oder 

8. deren Antrag auf Feststellung der Eigenschaft als 
Deutscher oder auf Übernahme oder Anerkennung 
als Vertriebener abgelehnt worden ist oder wegen 
erheblicher Zweifel am Bestehen der erforderli-
chen Voraussetzungen voraussichtlich abgelehnt 
werden wird, wenn eine erneute Antragstellung 
bei einer anderen öffentlichen Stelle zu besorgen 
ist. 

(3) Folgende Daten werden neben dem Geschäfts-
zeichen der Registerbehörde, der Bezeichnung der 
Stellen, die nach § 6 Daten übermitteln, und deren 
Geschäftszeichen sowie dem Hinweis auf vorhandene 
Begründungstexte (§ 6 Abs. 6) im Register gespei-
chert: 

1. Familienname, abweichender Familienname nach 
deutschem Recht, Geburtsname, Vornamen, Tag 
und Ort der Geburt, Geschlecht, Staatsangehörig-
keiten (Grundpersonalien), 

2. frühere Namen, abweichende Namensschreibwei-
sen, andere Namen, Aliaspersonalien, Familien-
stand, Angaben zum Ausweispapier, letzter Wohn-
ort im Herkunftsland und do rt  zuletzt ausgeübter 
Beruf, Staatsangehörigkeiten des Ehegatten oder 
früheren Ehegatten, 

3. Angaben zum Zuzug oder Fortzug, zum aufent-
haltsrechtlichen Status, zur rechtlichen Stellung 
nach § 1 Abs. 1 des Gesetzes über Maßnahmen für 
im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen aufgenom-
mene Flüchtlinge vom 22. Juli 1980 (BGBl. I 
S. 1057) oder über die in einem anderen Staat er-
folgte Anerkennung als Flüchtling nach dem Ab-
kommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
vom 28. Juli 1951 (BGB1. 1953 II S. 559) sowie der 
Sterbetag und 

4. Angaben zu den Sachverhalten, die den in Ab-
satz 2 genannten Anlässen zugrunde liegen oder 
deren Folge sind. 

(4) Erfolgt die Speicherung von Daten nach Ab-
satz 1, kann im Register gespeichert werden, ob der 
Ehegatte des Be troffenen und wie viele seiner Ver- 
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wandten in gerader Linie ihren gewöhnlichen Aufent-
halt innerhalb oder außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes haben. Von diesen Personen darf zu-
sätzlich nur der Tag der Geburt und das Geschlecht 
gespeichert werden. 

(5) Im Register kann auch gespeichert werden, in 
welchem Monat wie viele 

1. Einbürgerungsanträge gestellt, 

2. Einbürgerungszusicherungen erteilt oder 

3. Einbürgerungsanträge abgelehnt 

worden sind und welche Staatsangehörigkeiten die 
Antragsteller besitzen. Diese Daten werden nicht per-
sonenbezogen gespeichert. 

§4 

Auskunfts- und Übermittlungssperren 

Im Register werden Auskunfts- und Übermittlungs-
sperren gespeichert, wenn der Be troffene gegenüber 
der Ausländer- oder der Registerbehörde glaubhaft 
macht, daß durch eine Auskunft an nichtöffentliche 
Stellen, an Behörden anderer Staaten sowie an über- 
und zwischenstaatliche Organisationen seine schutz-
würdigen Interessen beeinträchtigt würden. In diesen 
Fällen unterbleibt eine Auskunft, wenn nicht an der 
Auskunftserteilung ein überwiegendes öffentliches 
Interesse besteht; dem Be troffenen ist vor der Aus-
kunftserteilung Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben, es sei denn, die Anhörung würde dem Zweck 
der Auskunft zuwiderlaufen. Wird die Auskunft ohne 
Anhörung des Be troffenen erteilt, sind die wesentli-
chen Gründe für die Entscheidung schriftlich nieder-
zulegen. Diese Aufzeichnungen müssen auch den 
Zweck der Übermittlung, den Empfänger und dessen 
Geschäftszeichen enthalten. Sie sind gesondert fünf 
Jahre von der Registerbehörde aufzubewahren und 
gegen unberechtigten Zugriff zu sichern. 

§5 

Suchvermerke 

(1) Auf Ersuchen einer öffentlichen Stelle wird zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben ein Suchvermerk zur Fest-
stellung des Aufenthalts eines Ausländers im Register 
gespeichert, wenn Daten des Be troffenen zum Zeit-
punkt der Anfrage im Register nicht erfaßt sind, er sich 
nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes aufhält oder 
sein Aufenthaltsort unbekannt ist. 

(2)Zur Feststellung anderer im Register gespeicher-
ter Sachverhalte wird auf Ersuchen der in § 14 ge-
nannten Stellen ein Suchvermerk gespeichert, wenn 
dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist und 
die Angaben auf andere, den Be troffenen weniger 
belastende Weise nicht beschafft werden können. Die 
ersuchende Stelle hat Aufzeichnungen über das Ersu-
chen, seinen Anlaß und über das Vorliegen der in 
Satz 1 genannten Voraussetzungen zu fertigen. Die 
Aufzeichnungen sind gesondert aufzubewahren und 
durch technische und organisatorische Maßnahmen 

zu sichern. Sie sind bei Löschung des Suchvermerks 
im Register zu vernichten. 

(3) Suchvermerke werden längstens für die Dauer 
von zwei Jahren gespeichert. Sie sind für andere als 
die ersuchende Stelle gesperrt, wenn sich aus dem 
Ersuchen nichts anderes ergibt. Der Umfang der Da-
tenübermittlung richtet sich nach den §§ 8 bis 15. 

§6 

Datenübermittlung an das Register 

(1) Die in Absatz 2 und 3 genannten zuständigen 
öffentlichen Stellen übermitteln die nach § 3 Abs. 3 
bis 5 und den §§ 4 und 5 zu speichernden Daten an das 
Register. Sie sind gegenüber der Registerbehörde für 
die Zulässigkeit der Übermittlung sowie die Richtig-
keit und Aktualität der von ihnen übermittelten Daten 
verantwortlich. Sie haben der Registerbehörde mitzu-
teilen, wenn die übermittelten Daten un richtig wer-
den oder sich ihre Unrichtigkeit nachträglich heraus-
stellt. Diese Pflicht erstreckt sich auch auf die Aktuali-
sierung der gespeicherten Daten. Die Registerbe-
hörde hat sicherzustellen, daß logisch widersprüchli-
che Daten zurückgewiesen und die angenommenen 
Daten durch die Verarbeitung nicht ungewollt ge-
löscht oder unrichtig werden. 

(2) Es übermitteln neben den Personalien 

1. die Ausländerbehörden und die mit der Durchfüh-
rung ausländerrechtlicher Vorschriften be trauten 
Stellen die Daten zu den in § 3 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 
bis 3, 6 und 8 genannten Anlässen, die Angaben 
nach § 3 Abs. 3 Nr. 3 sowie die in § 3 Abs. 4 und § 4 
genannten Daten, 

2: die mit grenzpolizeilichen Aufgaben be trauten Be-
hörden die Daten zu den in § 3 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 
und Nr. 6 genannten Anlässen, 

3. das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge die Daten zu den in § 3 Abs. 2 Nr. 1 
genannten Anlässen, 

4. das Bundeskriminalamt die Daten zu den in § 3 
Abs. 2 Nr. 5 und 6 genannten Anlässen, 

5. die Staatsanwaltschaften bei den Oberlandesge-
richten die Daten zu den in § 3 Abs. 2 Nr. 7 genann-
ten Anlässen und 

6. die in den Angelegenheiten der Vertriebenen zu-
ständigen Stellen die Daten zu den in § 3 Abs. 2 
Nr. 8 genannten Anlässen. 

Die in § 3 Abs. 5 bezeichneten Daten werden monat-
lich von den Einbürgerungsbehörden an das Register 
übermittelt. 

(3) Die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und 
der Länder dürfen zu den in § 3 Abs. 2 Nr. 6 genann-
ten Anlässen dem Register Daten übermitteln. 

(4) Für die Einstellung eines Suchvermerks nach § 5 
dürfen die hierfür erforderlichen Daten an das Regi-
ster übermittelt werden. 

(5) Die Übermittlungen an das Register nach den 
Absätzen 1 bis 4 dürfen von den in § 16 Abs. 1 ge-
nannten Stellen durch automatisierte Datenfernüber- 
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tragung vorgenommen werden. Die Registerbehörde 
hat als speichernde Stelle Aufzeichnungen zu ferti-
gen, aus denen sich die übermittelten Daten, die Ken-
nung der übermittelnden Dienststelle und der Tag 
ergeben müssen. Die Aufzeichnungen sind bis zur 
Löschung der gespeicherten Daten aufzubewahren. 

(6) Betrifft die Speicherung eine Ausweisung, Ab-
schiebung, Untersagung oder Einschränkung der po-
litischen Betätigung oder den in § 3 Abs. 2 Nr. 3 be-
zeichneten Sachverhalt, ist der der Speicherung zu-
grundeliegende Begründungstext der Registerbe-
hörde zu übersenden. Er ist zu vernichten, wenn die 
Speicherung gelöscht wird. 

DRITTER ABSCHNITT 

Datenübermittlung aus dem Register 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Datenübermittlung an öffentliche Stellen 

§7 
Allgemeine Vorschriften für die Datenübermittlung 

(1) Ersuchen einer öffentlichen Stelle um Übermitt-
lung von Daten aus dem Register (Übermittlungsersu-
chen) dürfen nur gestellt werden, wenn die Kenntnis 
der im Register gespeicherten Daten zur Aufgabener-
füllung der ersuchenden Stelle erforderlich ist. Die 
Registerbehörde hat die Übermittlung zu versagen, 
wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, daß die in Satz 1 
genannten Voraussetzungen nicht vorliegen. 

(2)Übermittlungsersuchen sollen unter Angabe des 
Geschäftszeichens der Registerbehörde oder, wenn 
dieses der ersuchenden Stelle nicht bekannt ist, unter 
Angabe der Grundpersonalien (§ 3 Abs. 3 Nr. 1) des 
Betroffenen gestellt werden. Stimmen die in dem 
Übermittlungsersuchen genannten Personalien mit 
den im Register gespeicherten Daten nicht überein, ist 
die Datenübermittlung unzulässig, es sei denn, daß 
Zweifel an der Identität nicht bestehen. Kann die Re-
gisterbehörde nicht feststellen, welche von mehreren 
im Register erfaßten Personen (ähnliche Personen) der 
Betroffene ist, sind zur Identitätsprüfung die Grund-
personalien der ähnlichen Personen zu übermitteln. 
Aufzeichnungen über Daten, die nicht zu dem Betrof-
fenen gehören, sind von der ersuchenden Stelle zu 
vernichten. 

(3) Die Registerbehörde hat über die von ihr auf-
grund der Übermittlungsersuchen vorgenommenen 
Abrufe Aufzeichnungen zu fertigen, die den Anlaß 
der Abrufe, die bei der Durchführung der Abrufe ver-
wendeten Daten, die abgerufenen Daten, den Tag 
und die Uhrzeit der Abrufe sowie die Bezeichnung der 
ersuchenden Stellen enthalten und die Feststellung 
der abrufenden sowie der für den jewei ligen Abruf 
verantwortlichen Person ermöglichen müssen. Kann 
der Anlaß eines Abrufs aus einer Akte ersehen wer-
den, reicht als Aufzeichnung hierüber die Angabe des 
Aktenzeichens aus. Die Aufzeichnungen dürfen nur 
für Benachrichtigungen nach § 22 Abs. 4 oder zur 
Kontrolle der Zulässigkeit der Abrufe verwendet wer-
den und sind durch geeignete Vorkehrungen gegen 

zweckfremde Nutzung und gegen sonstigen Miß-
brauch zu schützen. Sie sind nach drei Monaten zu 
löschen, wenn die Aufzeichnungen nicht bis zum Ab-
schluß eines bereits eingeleiteten Kontrollverfahrens 
benötigt werden. 

(4) Der Übermittlungsempfänger darf die übermit-
telten Daten nur zu dem Zweck verwenden, zu dem 
sie ihm übermittelt worden sind. Er darf sie zu einem 
anderen Zweck nur dann verwenden, wenn sie ihm 
auch zu diesem Zweck hätten übermittelt werden dür-
fen. Er darf sie an eine andere öffentliche Stelle wei-
tergeben, wenn dieser Stelle zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben Daten aus dem Register unmittelbar hätten 
übermittelt werden dürfen. Das Geschäftszeichen der 
Registerbehörde darf nur für Übermittlungen an das 
oder aus dem Register genutzt werden. 

(5)Die Übermittlung von Daten einer Mehrzahl von 
Ausländern, die in einem Übermittlungsersuchen 
nicht namentlich bezeichnet sind und die aufgrund 
von im Register gespeicherten und im Übermittlungs-
ersuchen angegebenen gemeinsamen Merkmalen zu 
einer Gruppe gehören, darf nur zugunsten der Aufga-
benerfüllung der in den §§ 9 bis 11 und in § 14 ge-
nannten öffentlichen Stellen erfolgen. Sie muß entwe-
der Zwecken der Datenpflege dienen oder im beson-
deren Interesse des gesuchten Ausländers liegen. Sie 
ist auch zulässig, wenn dies zur Abwehr einer erheb-
lichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder einer 
konkreten Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit 
des Bundes oder eines Landes, zur Abwehr einer dro-
henden erheblichen Beeinträchtigung der freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung oder zur Verfol-
gung von erheblichen Straftaten erforderlich und an-
gemessen ist und wenn die Daten auf andere Weise 
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
oder nicht rechtzeitig erlangt werden können. Das 
Ersuchen ist zu begründen. Die Daten dürfen nicht im 
automatisierten Verfahren abgerufen werden. Der 
Empfänger hat die Aufzeichnungen über die Daten, 
die er nicht oder nicht mehr zur Aufgabenerfüllung 
benötigt, zu vernichten. Die Registerbehörde hat über 
die Gruppenauskünfte einen Nachweis zu führen, aus 
dem der Zweck, die ersuchende Stelle und die Grup-
penmerkmale hervorgehen; die Nachweise sind ge-
sondert aufzubewahren, gegen unberech tigten Zu-
griff zu sichern und am Ende des Kalenderjahres, das 
dem Jahr ihrer Erstellung folgt, zu vernichten. 

§8 
Umfang der Datenübermittlung 

(1) An alle öffentlichen Stellen werden auf ihr Über-
mittlungsersuchen folgende Daten aus dem Register 
übermittelt: 

1. die Grundpersonalien, 

2. der Hinweis auf die aktenführende Ausländerbe-
hörde, 

3. die Angaben zum Zuzug oder Fortzug und der Ster-
betag sowie 

4. die Auskunfts- und Übermittlungssperren. 
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Weitere Daten werden nur an die in den §§ 9 bis 11, 
§ 12 Abs. 2, §§ 13 bis 15 und § 23 jeweils bezeichneten 
Stellen nach Maßgabe dieser Vorschriften und der fol-
genden Absätze übermittelt. 

(2) Frühere Namen werden nur auf besonderes Er-
suchen übermittelt. Für nicht gesperrte Suchvermerke 
(§ 5 Abs. 3 Satz 2) gilt Satz 1 entsprechend, es sei 
denn, daß die öffentliche Stelle, auf deren Ersuchen 
der Suchvermerk gespeichert worden ist, ausdrück-
lich beantragt hat, daß auf jedes Ersuchen eine Über-
mittlung erfolgt. 

(3)Begründungstexte, die die Registerbehörde auf-
bewahrt (§ 6 Abs. 6) und die nicht rechtzeitig von der 
aktenführenden Behörde erlangt werden können, 
werden auf Ersuchen übersandt, wenn die Daten, auf 
die sich die Begründungstexte beziehen, an den Emp-
fänger übermittelt werden dürfen. 

§9 
Datenübermittlung an die Ausländerbehörden, 

das Bundesamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge und die mit 

grenzpolizeilichen Aufgaben betrauten Behörden 

An die Ausländerbehörden, das Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge und den 
Bundesgrenzschutz werden zur Durchführung aus

-

länder- und asylrechtlicher Aufgaben und an den 
Bundesgrenzschutz darüber hinaus zur Gewährlei-
stung des grenzpolizeilichen Schutzes des Bundesge-
bietes auf ihr Übermittlungsersuchen die im Register 
gespeicherten Daten des Be troffenen übermittelt. So-
weit ein Land im Einvernehmen mit dem Bund Auf-
gaben des grenzpolizeilichen Einzeldienstes mit eige-
nen Kräften wahrnimmt oder die Ausübung solcher 
Aufgaben auf die Zollverwaltung übertragen worden 
ist, gilt für diese Stellen Satz 1 entsprechend. 

§ 10 
Datenübermittlung an sonstige 

Polizeivollzugsbehörden und die Behörden 
der Staatsanwaltschaft 

(1) An sonstige Polizeivollzugsbehörden des Bundes 
und der Länder sowie an die Behörden der Staatsan-
waltschaft werden zur Strafverfolgung oder Strafvoll-
streckung und an die Polizeivollzugsbehörden auch 
zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit auf ihr Übermittlungser-
suchen neben den in § 8 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten 
Daten folgende Daten des Be troffenen übermittelt: 

1. abweichende Namensschreibweisen, 

2. andere Namen und 

3. Aliaspersonalien. 

(2) Reichen die nach Absatz 1 zu übermittelnden 
Daten zur Aufgabenerfüllung nicht aus, ist die Über-
mittlung weiterer Daten mit Ausnahme der in § 3 
Abs. 4 bezeichneten Daten zulässig. 

(3) An den Generalbundesanwalt beim Bundesge-
richtshof werden zum Zwecke der Feststellung der 

Identität eines Ausländers bei der Durchführung der 
Aufgaben nach dem Bundeszentralregistergesetz und 
dem Titel XI — Gewerbezentralregister — der Ge-
werbeordnung neben den in § 8 Abs. 1 Satz 1 be-
zeichneten Daten die in Absatz 1 genannten weiteren 
Daten übermittelt. 

§ 11 
Datenübermittlung an das Zollkriminalinstitut 

(1) An das Zollkriminalinstitut werden, soweit es zur 
Unterstützung der Zollfahndungsämter bei der Erledi-
gung ihrer Aufgaben aufgrund der Abgabenordnung 
und anderer Gesetze tätig wird oder in Fällen von 
überörtlicher Bedeutung selbständig ermittelt, auf 
sein Übermittlungsersuchen neben den in § 8 Abs. 1 
Satz 1 bezeichneten Daten folgende Daten des Betrof-
fenen übermittelt: 

1. abweichende Namensschreibweisen, 

2. andere Namen, 

3. Aliaspersonalien und 

4. Ausschreibung zur Festnahme oder Aufenthaltser-
mittlung. 

(2) Die Übermittlung unterbleibt, wenn Daten des 
Betroffenen nur aus einem der folgenden Gründe im 
Register erfaßt sind: 

1. Zurückweisung oder Zurückschiebung, 

2. Aus- oder Durchlieferung oder 

3. Ablehnung oder voraussichtliche Ablehnung eines 
Antrages auf Feststellung der Eigenschaft als Deut-
scher oder auf Übernahme oder Anerkennung als 
Vertriebener. 

§ 12 
Datenübermittlung an die Bundesanstalt für Arbeit 

(1)An die Bundesanstalt für Arbeit werden zur Gel-
tendmachung von Ansprüchen auf ihr Übermittlungs-
ersuchen die in § 8 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Daten 
des Betroffenen übermittelt. 

(2)Dient das Übermittlungsersuchen der Bundesan-
stalt für Arbeit der Bekämpfung der i llegalen Beschäf-
tigung von Ausländern, werden über die Angaben 
nach Absatz 1 hinaus folgende Daten des Be troffenen 
übermittelt: 

1. weitere Personalien (abweichende Namens-
schreibweisen, andere Namen, Aliaspersonalien 
und Angaben zum Ausweispapier), 

2. Angaben zum aufenthaltsrechtlichen Status und zu 
den für oder gegen den Ausländer ergriffenen auf-
enthaltsrechtlichen Maßnahmen, 

3. Angaben zum Asylverfahren, 

4. Ausschreibung als Maßnahme der Grenzfahndung 
und 
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5. Ausschreibung zur Festnahme oder Aufenthaltser-
mittlung. 

(3) Die Übermittlung unterbleibt, wenn Daten des 
Betroffenen nur als Folge 

1. einer Aus- oder Durchlieferung, 

2. des Bestehens von Einreisebedenken, 

3. einer Zurückweisung oder Zurückschiebung oder 

4. einer Ablehnung oder voraussichtlichen Ableh-
nung eines Antrages auf Feststellung der Eigen-
schaft als Deutscher oder auf Übernahme oder An-
erkennung als Vertriebener 

im Register erfaßt sind. 

§ 13 

Datenübermittlung an die Vertriebenenbehörden 

(1) An die nach dem Bundesvertriebenengesetz zu-
ständigen Behörden werden zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben bei der Anerkennung als Vertriebener auf ihr 
Übermittlungsersuchen neben den in § 8 Abs. 1 Satz 1 
bezeichneten Daten folgende Daten des Betroffenen 
als Hinweis auf das Vorliegen einer Akte bei der Be-
hörde, die die Speicherung veranlaßt hat, übermit-
telt: 

1. Aus- oder Durchlieferung, 

2. Ausschreibung als Maßnahme der Grenzfahn-
dung, 

3. Zurückweisung oder Zurückschiebung, 

4. Ausschreibung zur Festnahme, 

5. Ablehnung oder voraussichtliche Ablehnung eines 
Antrages auf Feststellung der Eigenschaft als Deut-
scher oder auf Übernahme oder Anerkennung als 
Vertriebener und 

6. Angaben zum Asylverfahren. 

(2) Die Übermittlung unterbleibt, wenn Daten des 
Betroffenen nur als Folge der Speicherung eines 
Suchvermerks im Register erfaßt sind. 

§ 14 

Datenübermittlung an die Verfassungsschutz

-

behörden, den Bundesnachrichtendienst 
und den Militärischen Abschirmdienst 

An die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und 
der Länder, an den Bundesnachrichtendienst und an 
den Militärischen Abschirmdienst werden auf ihr 
Übermittlungsersuchen die Daten des Be troffenen 
übermittelt, die zur Erfüllung der ihnen durch Gesetz 
übertragenen Aufgaben erforderlich sind, sofern 
diese Daten auf andere, den Be troffenen weniger be-
lastende Weise nicht oder nicht rechtzeitig beschafft 
werden können. § 5 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entspre

-

chend. Die Aufzeichnungen sind am Ende des Jahres, 
das der Erstellung der Aufzeichnungen folgt, zu ver-
nichten. 

§ 15 

Datenübermittlung 
innerhalb des Bundesverwaltungsamtes 

(1) Soweit das Bundesverwaltungsamt mit der 
Durchführung ausländerrechtlicher Vorschriften be-
traut ist, werden ihm die gleichen Daten übermittelt 
wie den Ausländerbehörden (§ 9). 

(2) Soweit das Bundesverwaltungsamt am Verfah-
ren zur Feststellung der Eigenschaft als Deutscher 
oder zur Übernahme oder Anerkennung als Vertrie-
bener beteiligt ist, werden ihm die gleichen Daten 
übermittelt wie den Vertriebenenbehörden (§ 13). 

§ 16 

Abruf im automatisierten Verfahren 

(1) Zum Abruf von Daten des Be troffenen aus dem 
Register nach Maßgabe der §§ 7, 8 Abs. 1 und 2, der 
§§ 9 bis 12 und der §§ 14 und 15 im automatisierten 
Verfahren können Ausländerbehörden und andere 
mit der Durchführung ausländer- oder asylrechtlicher 
Vorschriften betraute Behörden, das Bundesamt für 
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge, der Bun-
desgrenzschutz und Stellen eines Landes oder der 
Zollverwaltung, die Aufgaben des grenzpolizeilichen 
Einzeldienstes wahrnehmen, sonstige Polizeivoll-
zugsbehörden des Bundes und der Länder, Behörden 
der Staatsanwaltschaft, das Zollkriminalinstitut, die 
Bundesanstalt für Arbeit, Verfassungsschutzbehör-
den, der Bundesnachrichtendienst und die in § 15 be-
zeichneten Stellen des Bundesverwaltungsamtes zu-
gelassen werden. Dieses Verfahren darf nur einge-
richtet werden, soweit es wegen der Vielzahl der 
Übermittlungsersuchen oder wegen der besonderen 
Eilbedürftigkeit unter Berücksichtigung der schutz-
würdigen Interessen der Be troffenen angemessen ist 
und nachdem die in Absatz 2 bezeichneten Maßnah-
men ergriffen worden sind. Die Zulassung bedarf der 
Zustimmung der für die speichernde und die abru-
fende Stelle jeweils zuständigen obersten Bundes-
oder Landesbehörde. Der Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz ist unter Mitteilung der Maßnahmen 
nach Absatz 2 vor der Zulassung zu unterrichten. 

(2)Die beteiligten Stellen haben die zur Datensiche-
rung erforderlichen technischen und organisatori-
schen Maßnahmen zu ergreifen. 

(3) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des ein-
zelnen Abrufs trägt die abrufende Stelle. Abrufe von 
Daten aus dem Register im automatisierten Verfahren 
dürfen nur von Bediensteten vorgenommen werden, 
die vom Leiter ihrer Behörde hierzu besonders er-
mächtigt worden sind. Die Registerbehörde prüft die 
Zulässigkeit der Abrufe nur, wenn dazu Anlaß be-
steht. 
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§ 17 

Statistische Aufbereitung der Daten 

(1)Das Statistische Bundesamt erstellt jährlich nach 
dem Stand vom 31. Dezember eine Bundesstatistik 
über die Ausländer, die sich während des Kalender-
jahres nicht nur vorübergehend im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes aufgehalten haben. Zur Erfüllung ei-
nes kurzfristig auftretenden Datenbedarfs für Zwecke 
der Vorbereitung und Begründung anstehender Ent-
scheidungen oberster Bundesbehörden darf das Stati-
stische Bundesamt die Erhebung auch zu anderen 
Stichtagen durchführen, wenn eine oberste Bundes-
behörde dies forde rt . 

(2) Die Registerbehörde übermittelt dem Statisti-
schen Bundesamt als Erhebungsmerkmale für diese 
Statistik folgende Registerdaten zu dem in Absatz 1 
bezeichneten Personenkreis: 

Monat und Jahr der Geburt, Geschlecht, Staatsange-
hörigkeiten, Familienstand, Staatsangehörigkeiten 
des Ehegatten oder früheren Ehegatten, Sterbetag, 
Angaben nach § 3 Abs. 3 Nr. 3 einschließlich der Be-
zeichnung der Ausländerbehörde sowie die nach § 3 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 und § 3 Abs. 4 und 5 gespeicherten 
Daten. Das Statistische Bundesamt darf an die statisti-
schen Ämter der Länder die ihren Erhebungsbereich 
betreffenden Daten für regionale Aufbereitungen 
übermitteln. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Auskunftserteilung an nichtöffentliche Stellen 
sowie an Stellen außerhalb des Geltungsbereichs 

dieses Gesetzes 

§ 18 
Auskunftserteilung an nicht-öffentliche Stellen, die 
humanitäre oder soziale Aufgaben wahrnehmen 

(1) An nichtöffentliche Stellen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, die im Rahmen der Erfüllung ihrer 
humanitären oder sozialen Aufgaben nach Verschol-
lenen zur Familienzusammenführung suchen oder 
Unterstützung in Vormundschafts- und Unterhaltsan-
gelegenheiten leisten, können zur Erfüllung dieser 
Aufgaben auf ihr Auskunftsersuchen neben den 
Grundpersonalien (§ 3 Abs. 3 Nr. 1) Auskünfte über 
folgende Daten des Betroffenen erteilt werden: 

1. Hinweis auf die aktenführende Ausländerbe-
hörde, 

2. Angaben zum Zuzug oder Fortzug, 

3. Auskunfts- und Übermittlungssperren, sofern die 
Datenübermittlung nach § 4 Satz 2 zulässig ist, 
und 

4. der Sterbetag. 

(2) Das Auskunftsersuchen soll die Grundpersona-
lien enthalten; es ist schriftlich zu begründen. Stim-
men die im Auskunftsersuchen genannten Grundper-
sonalien mit den im Register gespeicherten Daten 
nicht überein, ist die Auskunftserteilung unzulässig, 
es sei denn, daß an der Identität der gesuchten und der 

im Register erfaßten Person kein Zweifel besteht. Das 
gleiche gilt, wenn der ersuchenden Stelle einzelne 
Grundpersonalien nicht bekannt sind. 

(3) Die in der Auskunft enthaltenen personenbezo-
genen Daten dürfen nur zu dem in dem Auskunftser-
suchen angegebenen Zweck verwendet werden. Die 
Registerbehörde hat die ersuchende Stelle hierauf 
hinzuweisen. 

(4) Liegt dem Auskunftsersuchen einer der in Ab-
satz 1 genannten Stellen das Begehren eines Dritten 
zugrunde, ihm den Aufenthaltsort des Be troffenen 
mitzuteilen, darf sie die Daten nur mit Zustimmung 
des Betroffenen an den Dritten weitergeben. Der Ein-
holung der Zustimmung bedarf es nicht, wenn da-
durch der mit dem Auskunftsersuchen verfolgte 
Zweck gefährdet würde und unter Berücksichtigung 
der berechtigten Interessen des Dritten keine schutz-
würdigen Interessen des Be troffenen verletzt werden. 
Verweigert der Be troffene die Zustimmung, hat die 
nicht-öffentliche Stelle die Aufzeichnungen über die 
Daten unverzüglich zu vernichten. 

§ 19 

Auskunftserteilung an Behörden anderer Staaten 
sowie an fiber- und zwischenstaatliche 

Organisationen 

(1) An Behörden anderer Staaten sowie an über- 
und zwischenstaatliche Organisationen können Aus-
künfte über Daten aus dem Register auf ihr Aus-
kunftsersuchen erteilt werden, soweit der Empfänger 
an der Auskunft ein berechtigtes Interesse hat, die 
Auskunftserteilung unter Berücksichtigung der 
schutzwürdigen Interessen des Be troffenen angemes-
sen ist und Belange der Bundesrepublik Deutschland 
nicht beeinträchtigt werden. § 18 Abs. 1 bis 3 gilt ent-
sprechend. Eine Auskunftserteilung unterbleibt, so-
weit Grund zu der Annahme besteht, daß durch sie 
gegen den Zweck eines deutschen Gesetzes versto-
ßen würde. 

(2) Vor der Auskunftserteilung ist die Zustimmung 
des Betroffenen einzuholen, es sei denn, daß dadurch 
der mit dem Auskunftsersuchen verfolgte Zweck ge-
fährdet würde. 

(3)Die Auskunftserteilung im Rahmen völkerrecht-
licher Vereinbarungen bleibt unberührt. 

§ 20 

Auskunftserteilung an natürliche Personen 
und juristische Personen des privaten Rechts 

(1) An natürliche Personen und juristische Personen 
des privaten Rechts sind auf ihr Auskunftsersuchen 
Auskünfte über die aktenführende Ausländerbe-
hörde, zum Zuzug oder Fortzug oder über den Sterbe-
tag des Betroffenen zu erteilen, wenn die Nachfrage 
bei der zuletzt zuständigen Meldebehörde erfolglos 
geblieben ist und ein berechtigtes Interesse an der 
Kenntnis des Aufenthaltsortes nachgewiesen wird. 
Der Nachweis kann nur erbracht werden durch die 

 Vorlage 
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1. eines Vollstreckungstitels, 

2. einer gerichtlichen Aufforderung, eine Auskunft 
aus dem Register einzuholen, oder 

3. der Bescheinigung einer Behörde, aus der sich er-
gibt, daß die Erteilung der Auskunft zur Durchfüh-
rung eines dort  anhängigen Verfahrens erforder-
lich ist. 

§ 18 Abs. 2 und 3 findet entsprechende Anwendung. 
Vor der Auskunftserteilung ist dem Betroffenen Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben, es sei denn, die 
Anhörung würde dem Zweck der Auskunft zuwider-
laufen. 

(2) Für die Auskunft können Kosten (Gebühren und 
Auslagen) erhoben werden. Gebühren werden nur 
zur Deckung des Verwaltungsaufwandes erhoben. 

VIERTER ABSCHNITT 

Rechte des Betroffenen 

§21 

Auskunft an den Betroffenen 

(1) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu sei-
ner Person gespeicherten Daten, auch soweit sie sich 
auf Herkunft oder Empfänger dieser Daten beziehen, 
unentgeltlich Auskunft zu erteilen. Der Antrag muß 
die Grundpersonalien (§ 3 Abs. 3 Nr. 1) enthalten. Die 
Registerbehörde bestimmt das Verfahren, insbeson-
dere die Form der Auskunftserteilung, nach pflichtge-
mäßem Ermessen. 

(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit 

1. die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Aufgaben gefährden würde, die in der Zuständig-
keit der öffentlichen Stelle liegen, die die Daten an 
das Register übermittelt hat, 

2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung gefährden oder sonst dem Wohl des Bundes 
oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder 

3. die personenbezogenen Daten oder die Tatsache 
ihrer Speicherung nach einer Rechtsvorschrift oder 
ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der über-
wiegenden berechtigten Interessen eines Dritten, 
geheimgehalten werden müssen. 

(3) Eine Verpflichtung zur Auskunftserteilung be-
steht nicht, soweit sich die Auskunftserteilung auf die 
Herkunft personenbezogener Daten beziehen würde, 
die von den Verfassungsschutzbehörden, dem Bun-
desnachrichtendienst, dem Militärischen Abschirm-
dienst, den Polizeivollzugsbehörden und den Behör-
den der Staatsanwaltschaft an das Register übermit-
telt worden sind. Dies gilt auch für die Auskunft über 
die Übermittlung an diese Stellen. Eine Auskunftser-
teilung ist in diesen Fällen nur mit Zustimmung der in 
Satz 1 genannten Stellen zulässig. Die Zustimmung 
darf nur unter den in Absatz 2 bezeichneten Voraus-
setzungen versagt werden. 

(4) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf 
einer Begründung nicht, soweit durch die Mitteilung 

der tatsächlichen und rechtlichen Gründe, auf die die 
Entscheidung gestützt wird, der mit der Auskunftsver-
weigerung verfolgte Zweck gefährdet würde. Die 
Gründe für die Ablehnung der Auskunftserteilung 
oder der Abgabe einer Begründung sind schriftlich 
niederzulegen und fünf Jahre aufzubewahren. Der 
Betroffene ist darauf hinzuweisen, daß er sich an den 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz wenden 
kann. 

(5) Wird dem Betroffenen keine Auskunft erteilt, ist 
sie auf sein Verlangen dem Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz zu erteilen, soweit nicht die jeweils 
zuständige oberste Bundesbehörde im Einzelfall fest-
stellt, daß dadurch die Sicherheit des Bundes oder 
eines Landes gefährdet würde. Die Mitteilung des 
Bundesbeauftragten an den Betroffenen darf keine 
Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der speichern-
den Stelle zulassen, sofern diese nicht einer weiterge-
henden Auskunft zustimmt. 

§ 22 

Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten 

(1) Die Registerbehörde hat die nach den §§ 3 bis 5 
gespeicherten Daten zu berichtigen, wenn sie unrich-
tig sind. 

(2) Die Daten sind von der Registerbehörde zu lö-
schen, wenn der Betroffene die deutsche Staatsange-
hörigkeit erworben hat oder sich nach der Speiche-
rung seiner Daten herausstellt, daß er Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist. 
Sie sind ebenfalls zu löschen, wenn ihre Kenntnis zur 
Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der in § 9 ge-
nannten Behörden nicht mehr erforderlich ist oder 
wenn ihre Speicherung unzulässig war. Für die Lö-
schung sind Höchstfristen festzusetzen. 

(3) Die Daten sind von der Registerbehörde zu sper-
ren, wenn 

1. ihre Richtigkeit von dem Betroffenen bestritten 
wird und sich weder die Richtigkeit noch die Un-
richtigkeit feststellen läßt oder 

2. sie nur zu Zwecken der Datensicherung oder Da-
tenschutzkontrolle gespeichert sind. 

Gesperrte Daten sind mit einem Sperrvermerk zu ver-
sehen. Sie dürfen ohne Einwilligung des Betroffenen 
nicht weiterverarbeitet oder genutzt werden. 

(4) Die Registerbehörde hat von der Berichtigung, 
Löschung oder Sperrung diejenigen Stellen zu ver-
ständigen, die dem Register Daten übermittelt haben, 
wenn diese Daten betroffen sind, oder denen Daten zu 
dieser Person übermittelt worden sind, soweit dies zur 
Wahrung der schutzwürdigen Interessen des Betroffe-
nen oder zur Aufgabenerfüllung der Stellen erf order-
lich ist. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Anwendung auf weitere Behörden, 
Planungsdaten 

§ 23 

Aufsichtsbehörden, oberste Bundes- 

 

und Landesbehörden 

Auf Aufsichtsbehörden sind die Vorschriften dieses 
Gesetzes, die für die beaufsichtigten Behörden jeweils 
gelten, mit Ausnahme von § 16 anzuwenden, soweit 
dies für die Ausübung ihrer Aufsichtsfunktionen er-
forderlich ist. Für oberste Bundes- oder Landesbehör-
den, die mit der Durchführung ausländer- oder asyl-
rechtlicher Vorschriften als eigene Aufgaben betraut 
sind, gelten die gleichen Vorschriften wie für die in § 9 
genannten Behörden. 

§ 24 

Planungsdaten 

(1) Soweit die mit der Durchführung ausländer- 
oder asylrechtlicher Vorschriften betrauten Behörden 
oder die obersten Behörden des Bundes und der Län-
der zur Erfüllung ihrer Aufgaben Planungsdaten be-
nötigen, übermittelt die Registerbehörde die in § 17 
Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Daten. Zusätzlich dürfen 
auch die nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 bis 8 im Register gespei-
cherten Daten übermittelt werden. 

(2)Die Daten dürfen nicht für andere Verwaltungs-
zwecke genutzt werden. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 25 

Ermächtigung 

(1) Der Bundesminister des Innern bestimmt mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung Einzelheiten 

1. darüber, welche Daten 

a) im Register nach § 3 Abs. 3 Nr. 3 und 4 sowie 
nach § 4 gespeichert werden und für welche 
dieser Daten nach § 6 Abs. 6 Begründungstexte 
bei der Registerbehörde aufzubewahren sind, 

b) von den in § 6 genannten öffentlichen Stellen 
dem Register nach § 6 Abs. 2 bis 4 zu übermit-
teln sind, 

c) nach den §§ 8 bis 15 sowie nach den §§ 17 und 
24 aus dem Register zu übermitteln sind, 

2. des Verfahrens 

a) nach § 6 Abs. 5, § 3 Abs. 5 und § 16 Abs. 1 sowie 
über die nach § 16 Abs. 2 erforderlichen Maß-
nahmen, 

b) der Auskunftserteilung nach den §§ 18 bis 20, 
insbesondere über weiche Daten Auskunft er-
teilt werden darf, sowie über die Erhebung von 
Kosten nach § 20 Abs. 2, 

c) bei Auskunfts- und Übermittlungssperren sowie 
über die Berichtigung, Löschung und Sperrung 
der Daten nach § 22, insbesondere über die Fri-
sten für die Löschungen. 

Hinsichtlich der Kosten für die Auskunftserteilung an 
natürliche Personen und juristische Personen des pri-
vaten Rechts nach § 20 Abs. 2 bedarf es der Zustim-
mung des Bundesrates zu der Rechtsverordnung 
nicht. 

(2) Wegen der Form der zu speichernden Daten und 
des Verfahrens der Übermittlung kann auf jedermann 
zugängliche Bekanntmachungen sachverständiger 
Stellen verwiesen werden; hierbei ist 

1. in der Rechtsverordnung das Datum der Bekannt-
machung anzugeben und die Bezugsquelle genau 
zu bezeichnen und 

2. die Bekanntmachung beim Bundesarchiv nieder-
zulegen und in der Rechtsverordnung darauf hin-
zuweisen. 

§ 26 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister des Innern erläßt mit Zustim-
mung des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvor-
schriften zu diesem Gesetz und den auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen. Bei bun-
deseigener Verwaltung bedürfen die allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 

§ 27 

Aufhebung von Rechtsvorschriften 

§ 6 des Gesetzes über die Errichtung des Bundes-
verwaltungsamtes vom 28. Dezember 1959 (BGBl. I 
S. 829) und § 2 Abs. 2 des Gesetzes über Maßnahmen 
für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen aufgenom-
mene Flüchtlinge vom 22. Juli  1980 (BGBl. I S. 1057) 
werden aufgehoben. 

§ 28 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset-
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 29 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der §§ 25 und 26 
am 1. Juni 1990 in Kraft. Die §§ 25 und 26 treten am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

1. Das Ausländerzentralregister wurde im Jahre 
1953 als bundeszentrale Kartei der im Bundesge-
biet behördlich erfaßten Ausländer eingerichtet. 
Seit 1967 wird das Register in einem automatisier-
ten Verfahren geführt. 

1.1 Eine gesetzliche Regelung erhielt das Register in 
§ 6 des Gesetzes über die Errichtung des Bun-
desverwaltungsamtes vom 28. Dezember 1959 
(BGBl. I S. 829): „Das Bundesverwaltungsamt 
führt das Ausländerzentralregister, das der Erf as-
sung  von im Bundesgebiet wohnhaften Auslän-
dern dient." 

1.2 Die nähere Ausgestaltung des Registers, insbe-
sondere seine Aufgaben im einzelnen und die 
Kommunikation mit anderen Stellen, wurde in der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Ausfüh-
rung des Ausländergesetzes vom 7. Juli 1967 
(GMBl. S. 231) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
10. Mai 1977 (GMBl. S. 202), geändert durch die 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift vom 7. Juli 
1978 (GMBl. S. 368), sowie in Rundschreiben und 
Erlassen des Bundesministers des Innern gere-
gelt. 

2. Schon in den siebziger Jahren ist die Frage aufge-
worfen worden, wie die Aktualität und Verläß-
lichkeit des Registers angesichts der zunehmen-
den Datenmenge erhalten werden könnten. Eine 
grundlegende Überprüfung legte eine dv-techni-
sche Neukonzeption des Registers nahe. 

Im Rahmen der Planungsarbeiten, an denen Ex-
perten betroffener Behörden aus Bund, Ländern 
und Kommunen beteiligt waren, ist die Notwen-
digkeit einer umfassenden gesetzlichen Regelung 
bestätigt worden. Die datenschutzrechtlichen 
Überlegungen haben durch die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezember 
1983 zum Volkszählungsgesetz 1983 (BVerfGE 
65, 1) konkrete Ausformung erhalten. 

3. Der vorliegende Gesetzentwurf geht davon aus, 
daß die Erfassung von Ausländerdaten in einer 
bundeszentralen Datei auch künftig erforderlich 
ist, um die Erfüllung unverzichtbarer öffentlicher 
Aufgaben zu gewährleisten. 

Das Ausländerzentralregister unterstützt die 
Durchführung der ausländerrechtlichen Vor-
schriften und ermöglicht — auch im Interesse des 
Ausländers — schnelle Entscheidungen in Fra-
gen, die die Einreise und den Aufenthalt von Aus-
ländern be treffen. Behörden, die Ausländerrecht 
anzuwenden haben, sind im wesentlichen auf In-
formationen angewiesen, die ihnen und anderen 
deutschen Behörden vorliegen. Dabei handelt es 
sich vielfach um wenige, für die zu treffende Ent

-

scheidung aber unverzichtbare Erkenntnisse, die 
zudem noch bei verschiedenen Behörden ange-
fallen sein können. Während Deutsche ihren 
Wohnsitz in der Regel nur innerhalb des Bundes-
gebietes verändern, wechseln Ausländer ihren 
Wohnsitz häufig zwischen Bundesgebiet und Hei-
matstaat. Die für die Verwaltungstätigkeit wich-
tige Funktion der dezentralen Melderegister, die 
Einwohner zu identifizieren und durch den Nach-
weis von Wohnungs- und Wohnortwechseln auch 
Hinweise auf örtliche Zuständigkeiten und be-
hördliche Erkenntnisse zu gewinnen, kann des-
halb bei Ausländern vielfach nicht greifen. 

Hinzu kommen sprachlich bedingte Verständi-
gungsprobleme, die in unmittelbarem Kontakt 
verschiedener Stellen mit dem Ausländer das Er-
langen exakter Informationen erschweren und 
teilweise sogar unmöglich machen. 

4. Die Aufgaben des Registers im einzelnen: 

4.1 Durch die Speicherung und Übermittlung be-
stimmter Personaldaten ermöglicht das Register 
den Behörden, im Rahmen ihrer Aufgabenerfül-
lung Ausländer zu identifizieren (Identifizie-
rungsfunktion des Registers). 

4.2 Um den für die Anwendung des Ausländerrechts 
zuständigen Behörden Zugang zu entscheidungs-
relevanten Informationen zu geben, ist ein zentra-
ler Nachweis unabweisbar. Das Register erfüllt 
die Nachweisfunktion dadurch, daß Hinweise auf 
Behörden gespeichert werden, die ausländer-
rechtlich relevante Erkenntnisse besitzen. Auf-
grund dieser Hinweise, die aus dem Register auf 
Ersuchen übermittelt werden, können bei ande-
ren Behörden vorliegende Informationen durch 
Anforderung von Akten oder auf andere Weise 
eingeholt und bei der Entscheidung berücksich-
tigt werden. 

Die Identifizierungs- und Nachweisfunktion er-
möglicht vor allem die zügige Erteilung von Sicht-
vermerken. Durch den Einsatz des Registers kön-
nen in mehr als 90 % aller Antragstellungen 
Sichtvermerke innerhalb von Stunden im Gegen-
satz zu Wochen von den deutschen Auslandsver-
tretungen ausgestellt werden. Auf die Identifizie-
rungs- und Nachweisfunktion des Registers sind 
nicht nur Behörden angewiesen, die Ausländer-
recht anwenden (vor allem Ausländer- und 
Grenzpolizeibehörden), sondern auch andere Be-
hörden, deren Entscheidungen ausländerrecht-
lich relevant sein können. Dies gilt vor allem für 
Polizeibehörden, die im Rahmen ihrer allgemei-
nen Aufgaben auch die Identität von Ausländern 
zu überprüfen haben. Es liegt auch im Interesse 
der Ausländer, wenn derar tige Überprüfungen 
zügig durchgeführt werden können. 
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4.3 Schließlich gibt das Register über wich tige, insbe-
sondere für Eilentscheidungen relevante Er-
kenntnisse selbst Auskunft (Substitutionsfunktion 
des Registers). Das führt zu einer erheblichen Be-
schleunigung in der Bearbeitung von Ausländer-
angelegenheiten und wirkt sich in rd. 95 % der 
Fälle für den Ausländer begünstigend aus, weil 
das Aufenthaltsrecht ausschließende Erkennt-
nisse nicht vorliegen. Zudem können außerhalb 
der allgemeinen Dienstzeiten (nachts, an Samsta-
gen, Sonn- und Feiertagen) erforderliche Informa-
tionen bei anderen Behörden nicht beschafft wer-
den. 

4.4 Das Register ist zwar in erster Linie ein zentrales 
Instrument zur Identifizierung von Ausländern 
und zum Nachweis von Behörden, bei denen Er-
kenntnisse über einen Ausländer vorliegen, und 
zur Substitution derartiger Erkenntnisse. Dane-
ben dient es aber auch statistischen Zwecken für 
ausländerpolitische Planungen und Entscheidun-
gen. 

5. Das Register verarbeitet personenbezogene Da-
ten von Ausländern. Dadurch greift es in das 
durch Artikel 2 Abs. 1 i. V. m. Artikel 1 Abs. 1 GG 
geschützte allgemeine Persönlichkeitsrecht ein, 
das auch für Ausländer gilt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf trägt diesem Ge-
sichtspunkt unter Einschluß bereichsspezifischer 
Regelungen des Datenschutzes Rechnung. Neben 
Vorschriften über die Aufgaben des Registers so-
wie seinen Inhalt und die Anlässe der Speicherun-
gen enthält der Entwurf Regelungen über die 
Kommunikationsstruktur des Registers (Übermitt-
lung von Daten an das Register und aus dem Regi-
ster). 

Dabei ist streng der Grundsatz beachtet, Daten 
aus dem Register nur in dem zur jeweiligen Auf-
gabenerfüllung des Empfängers erforderlichen 
Umfang zu übermitteln. 

Detailfragen werden in Rechtsverordnungen ge-
regelt. Ihr Inhalt ist in bezug auf die einzelnen 
Datenfelder, die Datenanlieferung und den Aus-
kunftsumfang für die Benutzer in der Anlage auf-
geführt. 

6. Die Zuständigkeit des Bundes für das Gesetz er-
gibt sich aus Artikel 74 Nr. 4 i. V. m. Artikel 72 
Abs. 2 Nr. 1 GG. Die Zustimmungsbedürftigkeit 
folgt in erster Linie aus Ar tikel 84 Abs. 1 GG, da 
das Gesetz für die Ausländerbehörden als Behör-
den der Länder ein bestimmtes Verwaltungsver-
fahren vorschreibt. 

7. Kosten entstehen durch dieses Gesetz nicht, weil 
die darin normierten Verfahrensweisen weitge-
hend der geltenden Verwaltungspraxis entspre

-chen. 

B. Im einzelnen 

Zu §1 

Die Vorschrift bestimmt die Bezeichnung des Regi-
sters und das Bundesverwaltungsamt als Registerbe-
hörde. Die Registerbehörde ist speichernde Stelle. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift regelt die Zwecke des Registers. 

Absatz 1 

Das Register dient in der Hauptsache dem Vollzug des 
Ausländer- und Asylrechts durch die Übermittlung 
von Daten zu Ausländern, darüber hinaus aber auch 
der Aufgabenerfüllung anderer öffentlicher Stellen. 
Öffentliche Stelle ist jede Stelle, die Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung oder Rechtsprechung wahr-
nimmt. Zu den öffentlichen Stellen gehören Behörden 
des Bundes, der Länder, Gemeinden und Gemeinde-
verbände sowie Organe der Rechtspflege, bundesun-
mittelbare Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, der Aufsicht eines Landes 
unterstehende juristische Personen des öffentlichen 
Rechts sowie deren Vereinigungen ungeachtet ihrer 
Rechtsform. 

Nummer 1 gibt die Identifizierungsfunktion, Num-
mer 2 die Nachweisfunktion und Nummer 3 die Sub-
stitutionsfunktion des Registers wieder (zu den 
Grundsätzen vgl. bereits oben unter A. 4.1 bis 4.3). 

Die Substitutionsfunktion ist auf die in Nummer 3 ge-
nannten öffentlichen Stellen beschränkt, weil nach 
bisheriger Erfahrung diese Behörden rasch umfas-
sende Kenntnis über die im Register gespeicherten 
Daten benötigen und nur von diesen Behörden Eilent-
scheidungen gegenüber Ausländern ge troffen wer-
den müssen. Voraussetzungen und Umfang der Da-
tenübermittlung an öffentliche Stellen sind in den §§ 7 
bis 15 sowie in den §§ 23 und 24 bestimmt. 

Absatz 2 

Unter bestimmten Voraussetzungen soll auch die 
Auskunftserteilung an andere Stellen zulässig sein. 
Der Auskunftsumfang in diesen Fällen ist eng be-
grenzt. 

Absatz 3 

Die Auswertungen des Registers sind ein wesentlicher 
Bestandteil bei der Erstellung der Ausländerjahressta-
tistik des Statistischen Bundesamtes. Darüber hinaus 
sind zahlenmäßige Auswertungen für die obersten 
Behörden des Bundes und der Länder, aber auch für 
die Kommunen eine wichtige Grundlage zur Vorbe-
reitung politischer und administrativer Entscheidun- 
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gen. Die statistische Aufbereitung der Daten ist in § 17 
geregelt, die Übermittlung zu Planungszwecken in 
§ 24. 

Zweiter Abschnitt: Inhalt des Registers und Daten-
übermittlung an das Register 

In diesem Abschnitt ist der be troffene Personenkreis 
bestimmt und geregelt, zu welchen Anlässen Daten 
an das Register übermittelt werden und durch wen 
diese Übermittlung erfolgt. Auf die Aufführung der 
einzelnen Datenfelder ist aus Gründen der Übersicht-
lichkeit des Gesetzes verzichtet und statt dessen auf 
Rechtsverordnungen verwiesen worden. Im Anhang 
sind die Datenfelder im einzelnen aufgeführt, ebenso 
wer welche Daten an das Register anliefert und an 
wen welche Daten aus dem Register übermittelt wer-
den dürfen. Inhaltlich wird dies in die nach § 25 Abs. 1 
Nr. 1 zu erlassende Rechtsverordnung übernommen 
werden. 

Zu § 3 

Absatz 1 

Im Register werden ausschließlich Daten von Aus-
ländern verarbeitet. Sobald dem Register die Mittei-
lung zugeht, daß ein Betroffener die deutsche Staats-
angehörigkeit erlangt hat oder die Rechtsstellung 
als Deutscher i. S. des Artikels 116 Abs. 1 GG besitzt, 
sind seine Daten im Register zu löschen, auch 
wenn er daneben seine ausländische Staatsangehö-
rigkeit behält. Zur Vermeidung von Mißverständ-
nissen ist dies in § 22 Abs. 2 Satz 1 ausdrücklich nor-
miert. 

Ob der Betroffene Staatsangehöriger eines Mitglied-
staates der EG oder eines anderen Staates ist, für den 
bestimmte Privilegierungen gelten, läßt sich aus 
dem Datensatz erkennen. Die Voraussetzungen für 
die verwaltungsmäßige Umsetzung materiell-recht-
lich begründeter Privilegierungen sind somit ge-
schaffen. 

Absatz 2 

Hier sind die Anlässe aufgeführt, bei deren Vorliegen 
unabhängig von der tatsächlichen oder der beabsich-
tigten Aufenthaltsdauer eines Ausländers im Bundes-
gebiet die Speicherung bestimmter Daten im Register 
erforderlich ist, weil sie von den Benutzerbehörden 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt werden. Bis auf 
zahlenmäßig wenige Ausnahmen werden für die in 
den Nummern 1 bis 8 genannten Fälle die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 gegeben sein. Ausnahmen 
sind zum Beispiel: Illegale Einreise und sofortige Ab-
schiebung oder Zurückschiebung an der Grenze 
(Nummer 2), Ausschreibungen zur Zurückweisung 
oder Überprüfung an der Grenze (Nummer 4) oder 
Ausschreibung zur Festnahme (Nummer 5), jeweils 
ohne vorherigen rechtmäßigen Aufenthalt im Bundes-
gebiet. 

Zu Nummer 1 

Die Stellung eines Asylantrages verleiht gemäß § 20 
Abs. 1 AsylVfG dem Antragsteller das Recht, sich bis 
zum Abschluß des Asylverfahrens im Bundesgebiet 
aufzuhalten. 

Die Angaben zum Asylverfahren sind u. a. erforder-
lich für die Feststellung, ob der Ausländer eine privi-
legierte Rechtsstellung hat und sich deshalb berech-
tigt im Bundesgebiet aufhält. 

Zu Nummer 2 

Die aufenthaltsrechtlichen Entscheidungen umfassen 
Angaben zur Ausweisung, Abschiebung, zu durchge-
führten Zurückweisungen oder Zurückschiebungen 
und zum Ausreiseverbot, aber auch die Erteilung ei-
ner Duldung oder die Untersagung oder Einschrän-
kung der politischen Betätigung. Aufenthaltsrechtli-
che Erlaubnisse sind auch die von den deutschen Aus-
landsvertretungen erteilten Sichtvermerke. Paßrecht-
liche Maßnahme ist z. B. die Ausstellung eines Frem-
denpasses für Ausländer, die sich nicht durch einen 
Paß oder Paßersatz ausweisen können. 

Zu Nummer 3 

Ausländer dürfen nur dann in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes einreisen und sich darin aufhalten, 
wenn ihre Anwesenheit Belange der Bundesrepublik 
Deutschland nicht beeinträchtigt. Wann dies der Fall 
ist, ist durch die Rechtsprechung zu § 2 Abs. 1 Satz 2 
Ausländergesetz hinreichend bestimmt. Durch die 
Möglichkeit einer Speicherung nach Nummer 3 im 
Register wird die Durchsetzung dieses Grundsatzes 
verbessert. 

Zu Nummer 4 

Die Speicherung dieser Daten dient der Verbrechens-
bekämpfung und der Bekämpfung der i llegalen Ein-
wanderung. 

Zu Nummer 5 

Aus Gründen der Aktualität wird für die öffentlichen 
Stellen, die zu ihrer Aufgabenerfüllung im Deutschen 
Fahndungsbuch nachschlagen müssen, im Register 
der zu Ausländern bestehende INPOL—Fahndungs-
bestand vorgehalten, soweit er Ausschreibungen zur 
Festnahme oder zur Aufenthaltsermittlung enthält. 
Die Aufnahme dieser Speicherungen stellt sicher, daß 
das Vorhandensein einer Fahndungsnotierung immer 
nur dann gezeigt wird, wenn dies im konkreten Ein-
zelfall bei einer personenbezogenen Nachfrage gebo-
ten ist. 
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Zu Nummer 6 

Die Entwicklung des internationalen Terrorismus und 
der professionell bet riebenen organisierten Kriminali-
tät macht erforderlich, Speichermöglichkeiten für Tat-
verdächtige, aber auch für gefährdete Personen zu 
deren Schutz vorzusehen, damit an der Grenze, aber 
auch bei Anfragen von Ausländerbehörden das Vor-
liegen besonderer Gefährdungstatbestände sofort be-
kannt ist. Von diesem Personenkreis ist häufig nur 
bekannt, daß er mit dem Ziel einreisen wi ll, einen ter-
roristischen Anschlag zu verüben, nicht jedoch, ob 
dies beispielsweise ein Sprengstoffanschlag auf ein 
Gebäude oder ein Mordanschlag auf eine bestimmte 
Person sein wird. Die Nummer 6 erfaßt auch solche 
Fälle, in denen noch keine bestimmte Straftat zuge-
ordnet werden kann. Anderenfalls würden die prä-
ventiven Maßnahmen leerlaufen. 

Zu Nummer 7 

Jede vollzogene Auslieferung oder Durchlieferung ist 
von der Staatsanwaltschaft beim Oberlandesgericht 
dem Register mitzuteilen (Richtlinien für den Verkehr 
mit dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten 
— RiVASt — Nr. 55 Abs. 3, 60 Abs. 1). Diese Mittei-
lungen gehen an das Register, um sicherzustellen, daß 
die Aus- und Durchlieferungen bei späteren auslän-
derrechtlichen Entscheidungen beachtet und geprüft 
werden können. Die Speicherungen können nur ein 
Hinweis auf möglicherweise vorhandene Akten sein, 
die beigezogen werden sollten. Da die Strafverfahren, 
die den Aus- oder Durchlieferungen zugrunde gele-
gen haben, auch mit Freisprüchen geendet haben 
können, beinhalten die Speicherungen kein nega tives 
Werturteil. 

 
Zu Nummer 8 

Die Entscheidung über Anträge auf Übernahme in die 
Bundesrepublik Deutschland, die von Personen mit 
der Behauptung, deutsche Staatsangehörige oder 
deutsche Volkszugehörige zu sein, unter Berufung auf 
das Bundesvertriebenengesetz — in der Regel über 
eine bevollmächtigte Person im Bundesgebiet — ge-
stellt werden, vollzieht sich in zwei Stufen, nämlich 
einer Vorprüfung und einer endgültigen Entschei-
dung. Hieran sind verschiedene öffentliche Stellen 
beteiligt. 

Bis zur Entscheidung über ihre Aufnahme oder ihre 
Eigenschaft als Deutsche gelten die Antragsteller als 
Ausländer. Mit einer dem Antrag stattgebenden Ent-
scheidung sind statusrechtliche und materielle Ver-
günstigungen verbunden. Bei einer Ablehnung des 
Antrags durch eine am Verfahren beteiligte öffentli-
che Stelle ist eine erneute Antragstellung bei einer 
anderen öffentlichen Stelle nicht auszuschließen. Um 
darüber hinaus zu verhindern, daß auch Personen, die 
weder deutsche Staatsangehörige noch deutsche 
Volkszugehörige oder deren nichtdeutsche Ehegatten 
sind, in das Bundesgebiet einreisen, um hier auf 
Dauer zu verbleiben, erfolgt eine Mitteilung an das 
Register in den in  Nummer  8 genannten Fällen auch 

dann, wenn der Antrag aus dem Ausland gestellt wor-
den ist. Die Speicherung soll einen Hinweis auf bereits 
vorhandene Akten geben und damit Mehrfachbear-
beitungen vermeiden. 

Absatz 3 

In Ergänzung zu Absatz 2 sind hier die Daten aufge-
führt, die im Register gespeichert werden dürfen. Die 
Speicherung der Geschäftszeichen dient der Erleich-
terung des Geschäftsverkehrs. In § 7 Abs. 4 Satz 4 ist 
ausdrücklich festgelegt, daß das Geschäftszeichen der 
Registerbehörde nur für Übermittlungen an das oder 
aus dem Register genutzt werden darf. 

1. Die Grundpersonalien sind notwendiger Bestand-
teil jeder Speicherung personenbezogener Daten. 
Sie dienen der Identifikation des Betroffenen bei 
allen Anfragen, die nicht unter dem Geschäftszei-
chen der Registerbehörde erfolgen. 

2. „Frühere Namen" sind solche Namen, die früher 
rechtmäßig geführt wurden und aufgrund einer ge-
setzlichen Vorschrift durch einen neuen Namen 
ersetzt worden sind, z. B. nach § 1757 BGB im Fa lle 
der Annahme als Kind oder Vornamen nach den 
Vorschriften des Transsexuellengesetzes. Dem be-
sonderen Schutzbedürfnis dieser früheren Namen 
trägt die Regelung nach § 8 Abs. 1 und 2 Rech-
nung. „Andere Namen" sind z. B. Künstler- oder 
Ordensnamen, „Aliaspersonalien" sind die Perso-
nalien, derer sich der Betroffene zur Verschleie-
rung seiner Identität bedient. Die Staatsangehörig-
keit des Ehegatten oder früheren Ehegatten kann 
dem Betroffenen eine privilegierende Rechtsstel-
lung verleihen, so z. B., wenn der Ehegatte Deut-
scher oder Angehöriger der europäischen Gemein-
schaft ist (vgl. § 1 Abs. 2 Aufenthaltsgesetz/EWG). 
Es ist nicht sinnvoll, nur diejenigen Staatsangehö-
rigkeiten zu erfassen, für die derzeit schon Privile-
gierungen bestehen. Denn bei einer Ausweitung 
des privilegierten Status auf andere Staaten müß-
ten bei einer derartigen Verfahrensweise umfang-
reiche und arbeitsaufwendige Nacherfassungen 
durchgeführt werden, was sich kaum realisieren 
lassen würde. 

3. Angaben zum Zuzug oder Fortzug geben Auskunft 
darüber, ob sich der Ausländer nicht nur vorüber-
gehend im Inland oder Ausland aufhält. Anschrif-
ten werden im Register nicht gespeichert, sondern 
nur die jeweils zuständige und aktenführende Aus-
länderbehörde. Zum aufenthaltsrechtlichen Status 
gehört auch die Rechtsstellung als heimatloser 
Ausländer nach dem Gesetz über die Rechtsstel-
lung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 243-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch Artikel 4 Nr. 1 des 
Gesetzes vom 13. Juni 1980 (BGBl. I S. 1057). Die 
Rechtsstellung als Kontingentflüchtling und als im 
Ausland anerkannter Flüchtling wird gespeichert, 
weil sie für den Ausländer eine besondere Bedeu-
tung hat oder haben kann. 
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4. Zusätzlich zu den Personalien können eine oder 
mehrere der unter Nummer 4 i. V. m. Absatz 2 be-
zeichneten Angaben im Register gespeichert wer-
den. 

Absatz 4 

Für den Vollzug des Ausländerrechts, daneben aber 
auch für ausländerpolitische Planungen, werden In-
formationen über die Anwesenheit von Familienmit-
gliedern im Bundesgebiet oder ihren Verbleib im Hei-
matland benötigt. Es handelt sich bei den in Absatz 4 
genannten Daten um reine Zähldaten. Außer dem Tag 
der Geburt, dem Geschlecht, dem Verwandtschafts-
verhältnis zum Betroffenen und der Zuordnung In-
land/Ausland werden keine weiteren Daten zu die-
sem Personenkreis gespeichert. 

Absa tz 5 

Nach der Meldung an das Register, daß der Ausländer 
die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten hat, wer-
den seine Daten im Register gelöscht (§ 22 Abs. 2). 
Ausschließlich zu statistischen und planerischen 
Zwecken soll darüber hinaus unter Angabe der 
Staatsangehörigkeit im Register gespeichert werden 
können, in welchem Monat wie viele Einbürgerungs-
anträge gestellt, Einbürgerungszusicherungen erteilt 
und Einbürgerungsanträge abgelehnt worden sind. 
Diese reinen Zähldaten werden nicht mit Personalien 
gemeldet (vgl. § 6 Abs. 2 Satz 2) und demzufolge auch 
nicht mit Datensätzen von Ausländern verknüpft. 

Die datenfeldmäßigen Ausprägungen ergeben sich 
aus der nach § 25 Abs. 1 zu erlassenden Rechtsverord-
nung, deren materieller Gehalt insoweit in der Anlage 
aufgeführt ist. 

Zu § 4 

Ebenso wie in den Melderegistern (vgl. § 21 Abs. 5 bis 
7, § 19 Abs. 2 Satz 3 Melderechtsrahmengesetz) sind 
im Register aus Gründen des Persönlichkeits- und 
Personenschutzes Auskunfts- und Übermittlungs-
sperren vorgesehen. Genauso wie do rt  beziehen sie 
sich ausschließlich auf die Datenweitergabe an nicht-
öffentliche Stellen. Für Datenübermittlungen inner-
halb des öffentlichen Bereichs sind sie insoweit be-
achtlich, als sie mitübermittelt werden, um die beson-
dere Schutzbedürftigkeit dieser Daten zu verdeutli-
chen. 

Eine Auskunft über Daten an nichtöffentliche Stellen, 
Behörden, anderer Staaten sowie über- und zwischen-
staatliche Organisationen hat also bei Vorliegen einer 
Sperre grundsätzlich zu unterbleiben. 

Dieser Grundsatz ist dann durchbrochen, wenn ein 
überwiegendes öffentliches Interesse an der Auskunft 
gegenüber dem Empfänger besteht. In diesen Fällen 
wird dem Betroffenen vor der Auskunftserteilung Ge-
legenheit zur Stellungnahme gegeben, damit der Re

-

gisterführer dessen berechtigte Interessen gegen die 
Interessen des Anfragenden abwägen kann. Eine 
Ausnahme gilt für den Fall, daß die Anhörung dem 
Zweck der Auskunft zuwiderlaufen würde. Diese Prü-
fung obliegt der Registerbehörde. Die Verpflichtung 
zur Aufzeichnung bei einer Auskunftserteilung ohne 
Anhörung des Betroffenen soll die Nachprüfung der 
Entscheidung ermöglichen. 

Zu §5 

Absatz 1 

Um ständig wiederkehrende Anfragen der suchenden 
öffentlichen Stelle an das Register zur Feststellung des 
Aufenthalts im Bundesgebiet zu vermeiden, kann von 
jeder öffentlichen Stelle die Aufnahme eines Suchver-
merkes beantragt werden. 

Absatz 2 

Diese Regelung trägt den besonderen Aufgabenstel-
lungen der in § 14 bezeichneten Behörden Rechnung. 
Suchvermerke nach dieser Vorschrift können nur un-
ter den einengenden Voraussetzungen des Satzes 1, 
zweiter Halbsatz, eingestellt werden. Die Aufzeich-
nungspflicht nach Satz 2 dient der Möglichkeit der 
Nachprüfung. 

Absatz 3 

Suchvermerke nach Absatz 1 und 2 werden im Regi-
ster für höchstens zwei Jahre gespeichert. Wird nach 
Fristablauf die Auskunft zur Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben weiterhin benötigt, muß eine Neueinstel-
lung des Suchvermerkes beantragt werden. Geht ein 
solcher Antrag nicht beim Register ein, wird der Such-
vermerk automatisch mit Fristablauf gelöscht. Satz 2 
stellt klar, daß der Umfang der Daten, die auf einen 
Suchvermerk im Trefferfall übermittelt werden, nicht 
größer ist als bei einer Einzelanfrage. Anders als in 
§ 28 Abs. 2 Bundeszentralregistergesetz, wonach je-
der Behörde von der Anfrage der anderen Behörde 
Mitteilung zu machen ist, wird im Register gegenüber 
einer anfragenden öffentlichen Stelle das Vorhanden-
sein eines Suchvermerkes nur dann offenbart, wenn 
die suchende Behörde dies beantragt hat. Auch in die-
sem Fall  wird der Suchvermerk nicht bei jeder An-
frage übermittelt, sondern nur auf ein besonderes Er-
suchen. Dies ist in § 8 Abs. 2 Satz 2 geregelt. Zusätz-
lich soll den Erfordernissen der Praxis und der Erleich-
terung des Geschäftsverkehrs dadurch Rechnung ge-
tragen werden, daß die suchende Behörde auch bean-
tragen kann, daß auf das Vorliegen ihres Suchvermer-
kes bei jeder Anfrage anderer Behörden zu dieser Per-
son hingewiesen wird. 
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Zu §6 

Absatz 1 

Diese Vorschrift trifft zunächst eine grundsätzliche 
Entscheidung über die Verantwortlichkeiten der da-
tenanliefernden Stellen und der Registerbehörde. Da-
bei geht diese Vorschrift davon aus, daß jede Stelle 
nur Verantwortung für das tragen kann, was im Be-
reich ihrer Zuständigkeiten und Möglichkeiten liegt. 
Ebensowenig wie die Registerbehörde die Richtigkeit 
und Aktualität der angelieferten Daten überprüfen 
kann, kann die datenanliefernde Stelle unmittelbaren 
Einfluß auf maschinelle Verarbeitungsvorgänge im 
Register selbst ausüben. Darüber hinaus verdeutli-
chen die Sätze 3 und 4, daß die Verpflichtung der 
datenanliefernden Stelle für die Richtigkeit und Ak-
tualität der von ihr übermittelten Daten fortwirkt und 
nicht mit der einmaligen Übermittlung abgeschlossen 
ist. Dieser Verpflichtung der datenanliefernden Stelle 
entsprechen die in § 22 normierten Berichtigungs-, 
Löschungs- und Sperrungspflichten der Registerbe-
hörde. 

Absätze 2 und 3 

Hier ist im einzelnen geregelt, welche öffentlichen 
Stellen welche Daten an das Register übermitteln. 

Absatz 4 

Absatz 4 dient nur der Vollständigkeit. Denn ohne die 
Anlieferung und Einspeicherung der Grundpersona-
lien kann ein Suchvermerk im Register nicht angelegt 
werden. 

Absatz 5 

Absatz 5 erlaubt, daß die im Register zu speichernden 
Daten von den in § 16 Abs. 1 Satz 1 genannten Behör-
den mittels Datensichtgerät oder vergleichbare tech-
nische Einrichtungen durch automatisierte Datenfern-
übertragung oder auf einem magnetisierten oder ver-
gleichbaren Datenträger an das Register übermittelt 
werden dürfen. Diese Verfahrensweise entspricht 
nicht nur einem praktischen Bedürfnis, sondern sie 
bietet auch die größtmögliche Gewähr für die Richtig-
keit der zu speichernden Daten. Denn sie gibt demje-
nigen, der über die größte Sachnähe verfügt, durch 
die unmittelbare Rückmeldung entweder bei Fehlern 
die Möglichkeit der sofortigen Korrektur oder bei ei-
ner fehlerfreien Meldung die Gewißheit, daß die Da-
ten so, wie von ihm übermittelt, im Register gespei-
chert worden sind. Genauso wie bei der Datenanliefe-
rung auf Papierbelegen werden vor der Einspeiche-
rung eine Vielzahl maschineller Einzelkontrollen 
durchgeführt. Diese erstrecken sich von den rein for-
malen Kontrollen (z. B. Verwendung zulässiger Zei-
chen, Datumsprüfungen) über die Beleg-Kombina-
tionsprüfungen (sind die gemeldeten Daten miteinan-
der verträglich? Unverträglich sind z. B.: Meldung ei-
ner Aufenthaltserlaubnis bei gleichzeitiger Auswei

-

sungsverfügung) bis zur Verträglichkeitsprüfung der 
Meldung mit dem vorhandenen Datenbestand (z. B. 
unverträglich: Duldung bei bestehender Aufenthalts-
erlaubnis). Während beim Papierbelegverfahren die 
Kommunikation mit einer Reihe von Verwaltungsvor-
gängen und Postlaufzeiten verbunden ist, ermöglicht 
die Übermittlung mittels automatisierter Datenfern-
übertragung den unmittelbaren Dialog des eingeben-
den Sachbearbeiters mit dem Register. Zudem hat vor 
jeder Übermittlung eine Abfrage des Registers zu er-
folgen, so daß „Blind"-Meldungen wie beim Papier-
belegverfahren unterbleiben. Dies alles wird zur Ak-
tualität und Richtigkeit der im AZR gespeicherten Da-
ten erheblich beitragen. Erfahrungen in Ausländerbe-
hörden, die dv-gestützt arbeiten, bestätigen dies. 
Hinzu kommt, daß die Protokollierung jeder Übermitt-
lung, die in Satz 2 normiert ist, zuverlässiger als im 
Papierbelegverfahren die Feststellung erlaubt, wer zu 
welchem Zeitpunkt welche Daten übermittelt hat. 
Diese Aufzeichnungen sind für Kontrollzwecke, aber 
auch zu Zwecken der Datenpflege wich tig. 

Absatz 6 

Die nach dieser Vorschrift von der Registerbehörde 
aktenmäßig aufbewahrten Begründungstexte dienen 
als Unterlage für eilige justizielle oder ausländer-
rechtliche Entscheidungen, wenn der Text von der 
aktenführenden Behörde nicht zeitgerecht erlangt 
werden kann. Satz 2 stellt sicher, daß diese Texte 
nicht länger aufbewahrt werden, als die zugrundelie-
gende Speicherung im Register besteht. 

Zu §7 

Absatz 1 

Absatz 1 enthält neben der Legaldefinition von Über-
mittlungsersuchen die Normierung des Grundsatzes, 
daß die erfragten Daten für die Aufgabenerfüllung der 
ersuchenden Stelle erforderlich sein müssen. 

Absatz 2 

Die Übermittlung personenbezogener Daten aus dem 
Register setzt die Feststellung der Identität zwischen 
der Person, nach deren Daten gefragt wird, und der 
Person, deren Daten im Register gespeichert sind, vor-
aus. Diese Identität ist unzweifelhaft gegeben, wenn 
die Anfrage unter dem vom Register bei Einstellung 
des Datensatzes vergebenen Geschäftszeichen er-
folgt. Dieses liegt in der Regel nur der aktenführenden 
Ausländerbehörde oder dem Bundesamt für die Aner-
kennung ausländischer Flüchtlinge vor. 

Ist das Geschäftszeichen nicht bekannt, soll die An-
frage die Grundpersonalien des Be troffenen enthal-
ten, die eine Identitätsprüfung möglich machen. Es 
sind alle Grundpersonalien anzugeben, die der ersu-
chenden Stelle bekannt sind. 

Sind mehrere Personen mit gleichen oder gering ab

-

weichenden Grundpersonalien (ähnliche Personen) 
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im Register erfaßt, kann die Identität nur von der an-
fragenden Stelle festgestellt werden. Deshalb werden 
zur Identitätsprüfung die in Be tracht kommenden 
Grundpersonalien der ähnlichen Personen übermit-
telt, um der anfragenden Stelle die Identitätsprüfung 
zu ermöglichen. 

Nach Abschluß der Identitätsprüfung sind die nicht zu 
dem Betroffenen gehörenden Daten zu vernichten, 
soweit sie in eine dauerhafte Form gebracht worden 
sind. Eine solche liegt nicht vor, wenn die Daten ledig-
lich am Bildschirm angezeigt worden sind. Nach Fest-
stellung der Identität können im Rahmen der Zugriffs-
berechtigung die weitergehenden Daten des Betroffe-
nen übermittelt werden. Die entsprechenden Rege-
lungen ergeben sich aus den §§ 8 bis 15 und § 23. 

Absatz 3 

Absatz 3 schreibt vor, welche Aufzeichnungen die Re-
gisterbehörde vorzunehmen hat, wenn sie selbst auf-
grund eines Übermittlungsersuchens über Daten-
sichtgerät den Datenbestand abfragt. Führen öffentli-
che Stellen diese Anfragen selbst durch, gilt diese 
Vorschrift nach § 16 Abs. 1 entsprechend, der § 7 in 
Bezug nimmt. 

Absatz 4 

Diese Vorschrift beschränkt die Verwendungsmög-
lichkeit der aus dem Register übermittelten Daten auf 
den ursprünglichen Zweck der Übermittlung. Auch 
hier gilt der Untersuchungsgrundsatz. Ergibt sich also 
aus den übermittelten Daten, daß Erkenntnisse über 
zugrundeliegende Sachverhalte bei einer anderen 
Behörde vorliegen, so hat der Übermittlungsempfän-
ger diese zu berücksichtigen, wenn dies nach den 
Umständen und der Art  der Aufgabenerfüllung gebo-
ten ist. 

Zu welchen Zwecken Daten aus dem Register über-
mittelt werden dürfen, ist in den §§. 9 bis 15 festgelegt. 
Eine entsprechende Festlegung in § 8 Abs. 1 für an-
dere als die in den §§ 9 bis 15 bezeichneten öffentli-
chen Stellen ist wegen der Vielgestaltigkeit der Auf-
gaben dieser Stellen nicht möglich. Allerdings dürfen 
diesen Behörden lediglich die in § 8 Abs. 1 bezeichne-
ten Daten übermittelt werden. Auch hier gilt die 
Zweckbindung des § 7 Abs. 4, d. h., die übermittelten 
Daten dürfen nur zu dem Zweck verwendet werden, 
zu dem sie übermittelt worden sind. Darüber hinaus 
darf der Übermittlungsempfänger die zu einem be-
stimmten Zweck aus dem Register übermittelten Da-
ten auch zu einem anderen in seinem Aufgabenbe-
reich liegenden Zweck verwenden, wenn die Daten 
ihm auch zu diesem Zweck hätten übermittelt werden 
dürfen. Er braucht die Daten nicht erneut von der 
Registerbehörde anzufordern. Erkennt der Übermitt-
lungsempfänger, daß die ihm übermittelten Daten für 
die Aufgabenerfüllung einer anderen öffentlichen 
Stelle erforderlich sind, darf er die Daten an diese 
Stelle weitergeben, wenn sie gegenüber der Register-
behörde ebenfalls auskunftsberechtigt ist. Es handelt 
sich hier um Übermittlungen, die vor allem bei beson

-

deren Gefährdungssituationen keinen Aufschub zu-
lassen. Bei diesen in Satz 3 geregelten Fällen tritt der 
Übermittlungsempfänger an die Stelle der Register-
behörde, die selbst nicht mehr beteiligt zu werden 
braucht. 

Die Zweckbindung ist in § 7 Abs. 4 wegen der Viel-
zahl verschiedener Datenanlieferer und Datenemp-
fänger eng gefaßt. 

Satz 4 macht deutlich, daß das Geschäftszeichen der 
Registerbehörde nicht die Funktion eines Personen-
kennzeichens erhalten darf. 

Absatz 5 

Ebenso wie im Melderecht ist auch hier die Möglich-
keit sogenannter „Gruppenauskünfte" vorgesehen. 
Um Mißbrauch auszuschließen, ist ein Abruf im auto-
matisierten Verfahren ausgeschlossen. 

Darüber hinaus sind die Ersuchen zu begründen. Von 
der Registerbehörde ist zu prüfen, ob die in den Sät-
zen 1 bis 3 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. 
Dies ist beispielsweise dann unzweifelhaft der Fall, 
wenn eine Ausländerbehörde um Auflistung der bei 
ihr gemeldeten Ausländer bittet, die in Kürze wegen 
Erreichens des 16. Lebensjahres aufenthaltserlaub-
nispflichtig werden und die rechtzeitig auf die Not-
wendigkeit der Beantragung einer Aufenthaltserlaub-
nis hingewiesen werden sollen. Derartige Service-
funktionen werden schon jetzt vom Register geleistet. 
In engbegrenzten Ausnahmefällen sind Gruppenaus-
künfte nach Satz 3 auch zulässig, wenn sie erforder-
lich sind, um Gefahren abzuwenden oder erhebliche 
Straftaten zu verfolgen. Der von der Registerbehörde 
zu führende Nachweis stellt sicher, daß die Notwen-
digkeit der Gruppenauskünfte überprüft werden 
kann. Die Zulässigkeit der Anforderungen der Emp-
fangsbehörden richtet sich nach den für sie geltenden 
Rechtsvorschriften. Bezogen auf die Strafverfolgung 
bedeutet dies, daß für die Ersuchen der Staatsanwalt-
schaften die Vorschriften der StPO maßgeblich sind. 

Zu §8 

Absatz 1 

Jede öffentliche Stelle erhält nur diejenigen Daten des 
Betroffenen, die sie für ihre Aufgabenerfüllung benö-
tigt. Hier sind zunächst diejenigen Daten aufgeführt, 
die an alle öffentlichen Stellen auf ihr Ersuchen aus 
dem Register übermittelt werden. Dies sind zunächst 
für alle Stellen gleichermaßen die Grundpersonalien, 
die aktenführende Ausländerbehörde, die Feststel-
lung, ob sich der Ausländer im Inland aufhält oder 
nicht oder ob er verstorben ist sowie unter Umständen 
vorliegende Auskunfts- und Übermittlungssperren, 
die auf die besondere Sensibilität der Daten hinwei-
sen. In den §§. 9 bis 15 und in § 23 sind typisiert die 
Daten aufgeführt, die darüber hinaus von den dort 
bezeichneten Stellen im Regelfall benötigt werden. 
Sie entsprechen den Erfordernissen, die im Rahmen 
der Planungsarbeiten deutlich geworden sind. Soweit 
dabei festgestellt wurde, daß eine öffentliche Stelle 
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nicht in jedem Einzelfall den gleichen Übermittlungs-
umfang benötigt, ist eine abgestufte Übermittlung 
vorgesehen. 

Absatz 2 

Die Einschränkung bei der Übermittlung früherer Na-
men trägt dem besonderen Schutzinteresse des Be-
troffenen Rechnung. Frühere Namen werden nicht 
automatisch, sondern nur auf ausdrückliches Ersu-
chen übersandt. Auch dieses Übermittlungsersuchen 
ist nach § 7 Abs. 1 nur zulässig, wenn die Kenntnis des 
früheren Namens für die Aufgabenerfüllung erforder-
lich ist. 

Das gleiche gilt für die Übermittlung von Suchvermer-
ken. In bestimmten Fällen ist es jedoch im öffentlichen 
Interesse dringend geboten, daß das Vorliegen eines 
Suchvermerks der anfragenden Behörde bekannt 
wird, damit beide Behörden sich miteinander in Ver-
bindung setzen können. Die vorgesehene Regelung 
entspricht diesem öffentlichen Interesse. 

Absatz 3 

Durch diese Regelung ist sichergestellt, daß nur dieje-
nigen Stellen die im Register vorgehaltenen Begrün-
dungstexte erhalten können, an die auch die den Be-
gründungstexten zugrundeliegenden Daten übermit-
telt werden dürfen. Auch hier gilt der Grundsatz, daß 
die ersuchende Stelle sich im Regelfall wegen der do rt 

 vorhandenen größeren Sachnähe an die aktenfüh-
rende Behörde wenden soll. 

Zu § 9 

Die Durchführung der ausländerrechtlichen Vor-
schriften im Geltungsbereich des Ausländergesetzes 
obliegt im wesentlichen den Behörden der inneren 
Verwaltung auf der Kreisebene oder den Behörden 
kreisangehöriger Gemeinden. Sie führen auch die 
Ausländerakten. 

Deshalb ist es gerechtfertigt, den Ausländerbehörden 
alle im Register zu dem Be troffenen gespeicherten 
Daten zu übermitteln. 

Das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge entscheidet gemäß § 4 Abs. 1 Asylverfah-
rensgesetz über Asylanträge. Zur Identitätsfeststel-
lung, zur Feststellung des Aufenthaltsortes und zur 
Überprüfung von Angaben des Asylbewerbers benö-
tigt diese Behörde Auskünfte aus dem Register. Dar-
über hinaus sind im internationalen Bereich (Schen-
gen, EG) weitergehende Prüfungen zur Feststellung 
vorgesehen, welcher Vertragsstaat aufgrund be-
stimmter Kriterien für die Durchführung des Asylver-
fahrens zuständig ist. Allein zur Durchführung dieser 
Prüfungen benötigt das Bundesamt vollständige Aus-
kunft aus dem Register. Für die materielle Entschei-
dung im Asylverfahren selbst sind diese Daten ohne 
Bedeutung. 

Der Bundesgrenzschutz ist für die Erteilung von Aus-
nahmesichtvermerken, für Zurückweisungen und Zu-
rückschiebungen an der Grenze und für die Überwa-
chung von Ausreiseverboten zuständig. Hierbei hat er 
mit den Ausländerbehörden eng zusammenzuarbei-
ten. 

Nach § 2 Bundesgrenzschutzgesetz hat er die Gren-
zen polizeilich zu überwachen, die polizeiliche Kon-
trolle des grenzüberschreitenden Verkehrs durchzu-
führen und im Grenzgebiet Störungen zu beseitigen 
und Gefahren abzuwehren, die die Sicherheit der 
Grenzen beeinträchtigen. 

Aus diesen Gründen benötigt er Auskunft aus dem 
Register in unbeschränktem Umfang. Nach § 1 Nr. 1 
Bundesgrenzschutzgesetz können diese Aufgaben 
von einem Land im Einvernehmen mit dem Bund mit 
eigenen Kräften wahrgenommen werden. Dies ist bei-
spielsweise in Bayern der Fa ll  (bayerische Grenzpoli-
zei). Nach § 62 Abs. 1 Bundesgrenzschutzgesetz kön-
nen diese Aufgaben auch auf die Zollverwaltung 
übertragen werden. Da dies in der Praxis geschieht 
und einzelne Grenzübergangsstellen nur mit einem 
Beamten der Zollverwaltung besetzt sind, muß für 
diese Stellen das gleiche gelten wie für den Bundes-
grenzschutz. 

Zu § 10 

Absatz 1 

Die Zwecke, zu denen Daten aus dem Register an 
Polizeivollzugsbehörden und Behörden der Staatsan-
waltschaft aus dem Register übermittelt werden, sind 
hier zunächst festgelegt. Insbesondere für die Behör-
den der Staatsanwaltschaft gehören hierzu auch der 
Informationsbedarf im Auslieferungsverfahren und 
zur Rechtshilfe in Strafsachen. Zu den Polizeivollzugs-
behörden gehören auch das Bundeskriminalamt und 
die Landeskriminalämter, soweit sie Vollzugsaufga-
ben wahrnehmen. Die Verwaltungspolizeibehörden 
sind im Auskunftsumfang auf § 8 Abs. 1 beschränkt. 
In Absatz 1 sind die über § 8 Abs. 1 hinaus zu über-
mittelnden Daten genannt. 

Absatz 2 

Reichen die nach Absatz 1 übermittelten Daten zur 
Aufgabenerfüllung nicht aus, so ist die Übermittlung 
weiterer Daten aus dem Register zulässig. Die Kennt-
nis der in § 3 Abs. 4 bezeichneten Daten ist für die 
Aufgabenerfüllung von Polizei und Staatsanwalt-
schaft nicht erforderlich. 

Absatz 3 

Es werden die Zwecke bestimmt, zu denen über die in 
Absatz 1 festgelegten Zwecke hinaus dem General-
bundesanwalt beim Bundesgerichtshof Daten aus 
dem Register übermittelt werden, und die Daten ge-
nannt, die für diese Zwecke über § 8 Abs. 1 hinaus zu 
übermitteln sind. 
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Zu 11 

Absatz 1 

Nach § 12 Abs. 4 Finanzverwaltungsgesetz hat das 
Zollkriminalinstitut als zentrales Zollfahndungsamt 
die Zollfahndungsämter bei der Erledigung ihrer Auf-
gaben aufgrund der Abgabenordnung und anderer 
Gesetze zu unterstützen. Es erfüllt kriminalpolizeili-
che Funktionen und ist daher auf Auskünfte aus dem 
Register ebenso wie die Polizei angewiesen, wenn 
auch der Umfang der benötigten Daten geringer ist. 
Das Zollkriminalinstitut übernimmt für die Zollfahn-
dungsämter die zentrale Anfrage an das Register. Die 
zu übermittelnden Daten werden nahezu ausschließ-
lich zur Identifizierung der Be troffenen in laufenden 
Ermittlungsverfahren benötigt. Das Zollkriminalinsti-
tut leitet sie nach Abgleich mit eigenen Datenbestän-
den an das ermittelnde Zollfahndungsamt weiter. 

Absatz 2 

Wenn Daten des Betroffenen lediglich aus einem der 
in Absatz 2 aufgeführten Gründe im Register erfaßt 
sind, der Datensatz des Be troffenen also weitere An-
gaben nicht enthält, kommt eine Übermittlung nicht 
in Betracht, weil die Kenntnis dieser Daten für die 
Aufgabenerfüllung des Zollkriminalinstituts und der 
Zollfahndungsämter nicht erforderlich ist. 

Zu 12 

Absatz 1 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat in großer Zahl Scha-
densersatzansprüche und Ansprüche wegen zu Un-
recht erhaltener und daher zurückzufordernder So-
zialleistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz, 
dem Bundeskindergeldgesetz und anderen Gesetzen 
geltend zu machen. Deshalb benötigt sie aus dem 
Register den Hinweis auf die aktenführende Auslän-
derbehörde und Angaben darüber, ob sich der Betrof-
fene im Bundesgebiet aufhält oder nicht. Die in § 8 
Abs. 2 genannten Daten werden nicht übermittelt. 

Die übermittelten Daten sind erforderlich zur Vorbe-
reitung der Vollstreckungsanordnung oder des Voll-
streckungsersuchens, wobei die Beitreibung dieser 
Ansprüche in der Regel dem für den Wohnort zustän-
digen Hauptzollamt obliegt (§ 66 Sozialgesetzbuch X 
i. V. m. § 4 b Verwaltungsvollstreckungsgesetz). 

Absatz 2 

Bei der Verfolgung und der Koordination der Be-
kämpfung illegaler Ausländerbeschäftigung, i llegaler 
Arbeitnehmerüberlassung und des Leistungsmiß-
brauchs nimmt die Bundesanstalt für Arbeit nach dem 
Gesetz zur Bekämpfung der i llegalen Beschäftigung 
und nach § 2 Nr. 8, § 233b Abs. 3 Arbeitsförderungs-
gesetz eine zentrale Stellung ein. Im Interesse der 
Erfüllung dieser Aufgabe ist die Bundesanstalt für 

Arbeit auf bestmögliche Nutzung bestehender Infor-
mationsmöglichkeiten angewiesen. Insbesondere bei 
den Ermittlungen vor O rt, z. B. bei Durchsuchungen 
von Baustellen, ist die zügige Informationserlangung 
über die angetroffenen ausländischen Arbeitnehmer 
unerläßlich, wenn die Ermittlungen nicht im Sande 
verlaufen sollen. Deshalb erhält die Bundesanstalt für 
Arbeit zu dem in Absatz 2 genannten Zweck über die 
in Absatz 1 bezeichneten Daten hinaus die in Ab-
satz 2 genannten Daten. 

Absatz 3 

Ebenso wie in § 11 Abs. 2 kommt eine Datenübermitt-
lung nach dieser Vorschrift nicht in Be tracht, wenn die 
Daten des Betroffenen nur als Folge eines der in Num-
mern 1 bis 4 beschriebenen Sachverhalte im Register 
erfaßt sind. 

Zu 13 

Absatz 1 

Die Entscheidungen im Verfahren nach dem Bundes-
vertriebenengesetz haben weitreichende statusrecht-
liche und finanzielle Bedeutung. Deshalb müssen die 
hiermit betrauten Behörden alle Erkenntnisquellen 
nutzen können. Die unter Nummer 4 aufgeführten 
Angaben dienen lediglich als Hinweis auf bei anderen 
Behörden geführte Akten. Der Hinweis ermöglicht, 
bei Bedarf die Akten von der jewei ligen Behörde an-
zufordern und mit ihrer Hilfe Angaben des Antragstel-
lers zu überprüfen. Für die materiellen Feststellungen 
nach dem Bundesvertriebenengesetz selbst sind die 
Angaben aus dem Register ohne Bedeutung. Die 
Durchführung des Bundesvertriebenengesetzes ist 
von den Ländern auf örtliche Behörden übertragen 
worden. Im Interesse einer einheitlichen Handhab-
barkeit werden diese Behörden hier unter dem Begriff 
„Vertriebenenbehörden" zusammengefaßt. 

Absatz 2 

Die Tatsache, daß eine andere Behörde den Betroffe-
nen sucht, ist für die Beurteilung im Vertriebenenver-
fahren ohne Bedeutung. Das Auskunftsbedürfnis der 
suchenden Behörde wird durch die Mitteilung des 
Registers befriedigt, wenn der Be troffene sich ord-
nungsgemäß bei der Ausländerbehörde anmeldet 
oder angemeldet wird. 

Zu 14 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz und die ent-
sprechenden Behörden der Länder erhalten zur Erfül-
lung der ihnen nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in Ange-
legenheiten des Verfassungsschutzes übertragenen 
Aufgaben Auskünfte aus dem Register. Als Nachweis 
sind von ihnen die gleichen Aufzeichnungen zu ferti- 
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gen und aufzubewahren wie bei der Einstellung von 
Suchvermerken nach § 5 Abs. 3 Satz 3 und 4. 

Das gleiche gilt für den Bundesnachrichtendienst für 
seine außen- und sicherheitspolitische Informa tions-
gewinnung sowie zur Abschirmung seiner Mitarbei-
ter, Einrichtungen, Gegenstände und Nachrichtenzu-
gänge gegen sicherheitsgefährdende oder geheim-
dienstliche Tätigkeiten. 

Auch der Militärische Abschirmdienst (MAD) erhält 
Auskünfte aus dem Register. Zu dem Personenkreis, 
auf den sich die Zuständigkeit des MAD bezieht, ge-
hören auch ausländische Zivilangestellte und auslän-
dische Ehegatten oder Verlobte von Personen, die 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers der Ver-
teidigung angehören. Daneben erstreckt sie sich in 
Ausnahmefällen ferner auf Ausländer, wenn deren 
Bestrebungen sich gegen die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit 
des Bundes oder eines Landes richten oder wenn sie 
sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tä-
tigkeiten für eine fremde Macht ausführen und wenn 
Ziel dieser Bestrebungen oder Tätigkeiten Personen, 
Dienststellen oder Einrichtungen im Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Verteidigung sind. 

Anmerkung 

Es wird unterstellt, daß das BND-Gesetz und das 
MAD-Gesetz noch vor oder zeitgleich mit dem AZR

-

Gesetz verabschiedet werden. Für den Fa ll  einer zeit-
lichen Verschiebung wird zu erwägen sein, ähnlich 
wie im Straßenverkehrsgesetz (ZEVIS) mit einer 
Übergangsklausel zu arbeiten. 

Zu 15 

Absatz 1 

Das Bundesverwaltungsamt wird von deutschen Aus-
landsvertretungen bei der Bearbeitung von Sichtver-
merksanträgen beteiligt. Es hat Stellungnahmen der 
Ausländerbehörden einzuholen und auch zu prüfen, 
ob im Register Eintragungen gespeichert sind, die der 
Erteilung eines Sichtvermerkes entgegenstehen. Zu 
dieser Aufgabenerfüllung, die einer besonderen Or-
ganisationseinheit des Bundesverwaltungsamtes 
übertragen ist, wird der gleiche Informationsumfang 
benötigt wie von den Ausländerbehörden. 

Absatz 2 

Das Bundesverwaltungsamt ist darüber hinaus am 
Verfahren zur Feststellung der Eigenschaft als Deut-
scher oder zur Übernahme von deutschen Volkszuge-
hörigen in die Bundesrepublik Deutschland unter Be-
rufung auf das Bundesvertriebenengesetz beteiligt, 
und zwar mit der Funktion des Beauftragten der Bun-
desregierung für die Verteilung der Aussiedler und 
einer Organisationseinheit, die für die Vorprüfung zu-
ständig ist. Beide Organisationseinheiten werden des-
halb hier wie die Vertriebenenbehörden behandelt. 

Zu 16 

Absatz 1 

Hier ist zunächst geregelt, welche Behörden zum Ab-
ruf von Daten aus dem Register im automatisierten 
Verfahren zugelassen werden können. Aufgeführt 
sind diejenigen Behörden, die in erheblichem Maß zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben auf Auskünfte aus dem Re-
gister angewiesen sind. Nach Satz 3 bedarf die Zulas-
sung der Zustimmung der für die speichernde und die 
abrufende Stelle jeweils zuständigen obersten Bun-
des- oder Landesbehörde. Diese haben zu prüfen, ob 
die Voraussetzungen für einen Anschluß an das Di-
rektabrufverfahren des Registers gegeben sind. Dies 
entspricht der Regelung in § 9 Abs. 3 Satz 2 E-BDSG. 
Im Gegensatz zur dortigen Regelung gilt das Zustim-
mungserfordernis für alle in § 16 Abs. 1 bezeichneten 
Benutzerbehörden und nicht nur für die in § 9 Abs. 3 
Satz 2 E-BDSG in Bezug genommenen Behörden. 
Diese Abweichung ist begründet in der komplexen 
Struktur des Registers, das Daten enthält, die von ei-
ner Vielzahl von Behörden mit unterschiedlicher Auf-
gabenstellung übermittelt worden sind. Bei der Ein-
richtung von automatisierten Abrufverfahren ist in je-
dem Einzelfall zu prüfen, ob die Voraussetzungen des 
Satzes 2 vorliegen. Nach dem Ergebnis umfangrei-
cher Beratungen (vgl. oben zu A.2) wird dies bei den 
in Satz 1 bezeichneten Behörden in der Regel der Fa ll 

 sein. Insbesondere bei den Ausländerbehörden, dem 
Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge, dem Bundesgrenzschutz sowie Stellen ei-
nes Landes oder der Zollverwaltung, die Aufgaben 
des grenzpolizeilichen Einzeldienstes wahrnehmen, 
und innerhalb des Bundesverwaltungsamtes selbst, 
soweit Aufgaben nach dem Bundesvertriebenenge-
setz erfüllt werden oder das Bundesverwaltungsamt 
bei der Bearbeitung von Sichtvermerksanträgen be-
teiligt ist, werden sowohl eine besondere Eilbedürftig-
keit als auch eine Vielzahl von Übermittlungen gege-
ben sein. Überwiegend auf die Eilbedürftigkeit der 
Auskunft ist abzustellen bei den Polizeivollzugsbe-
hörden, dem Zollkriminalinstitut und der Bundesan-
stalt für Arbeit, soweit sie für die Bekämpfung illega-
ler Beschäftigung zuständig sind. Zur Geltendma-
chung von Ansprüchen richtet die Bundesanstalt für 
Arbeit Anfragen in großer Zahl (jährlich rd. 17 000) an 
das Register. Bei den Behörden der Staatsanwalt-
schaft ist von Fall  zu Fall  zu entscheiden, ob die Kri-
terien des Satzes 2 erfüllt sind. Bei den Verfassungs-
schutzbehörden und dem Bundesnachrichtendienst 
dient die Einrichtung des Direktabrufverfahrens auch 
zur Wahrung der besonderen Vertraulichkeit ihrer 
Aufgabenerfüllung. 

Absatz 2 

Absatz 2 entspricht der schon jetzt geltenden daten-
schutzrechtlichen Regelung, die auch im Rahmen der 
Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes nicht 
geändert werden soll. Da nach Absatz 1 auch § 7 gilt, 
sind für Benachrichtigungen nach § 22 Abs. 4 oder zur 
Kontrolle der Zulässigkeit einzelner Abrufe der in Ab-
satz 1 genannten Behörden die gleichen Protokollie- 
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rungen durchzuführen wie für die Abrufe, die von 
einem Datensichtgerät der Registerbehörde aus 
durchgeführt werden. 

Absatz 3 

Die Regelung des Absatzes 3 entspricht dem in § 7 
Abs. 1 zum Ausdruck gebrachten Grundgedanken. 
Sie trägt der Tatsache Rechnung, daß bei dem Abruf 
im automatisierten Verfahren eine Prüfung über die 
materielle Berechtigung des Auskunftsersuchens von 
der Registerbehörde nicht durchgeführt werden kann. 
Gleichwohl kann auf die Bestimmung einer Verant-
wortlichkeit nicht verzichtet werden. Sie muß nur do rt 

 angesiedelt werden, wo sie tatsächlich auch wahrge-
nommen werden kann. Satz 2 nimmt den in § 2 b 
Abs. 3 Personalausweisgesetz und § 22 Abs. 3 Paßge-
setz zum Ausdruck gebrachten Grundgedanken auf, 
daß nur bestimmte Bedienstete unmittelbaren Zugang 
zu den personenbezogenen Daten haben sollen. 

Zu 17 

Absätze 1 und 2 

Das Statistische Bundesamt benötigt die in der Vor-
schrift bezeichneten Daten für eine Bundesstatistik 
über Ausländer. Den statistischen Ämtern der Länder 
können für regionale Sonderaufbereitungen die nach 
§ 17 zur Verfügung gestellten Daten übermittelt wer-
den. Diese Regelung entspricht § 16 Abs. 3 Satz 1 
Bundesstatistikgesetz. 

Zu 18 

Absatz 1 

Eine Vielzahl humanitärer und sozialer Aufgaben 
werden in der Bundesrepublik Deutschland nicht von 
staatlichen Stellen, sondern von p rivaten Einrichtun-
gen erfüllt. So bearbeiten z. B. das Deutsche Rote 
Kreuz, der Kirchliche Suchdienst und der Inte rnatio-
nale Suchdienst Suchaufträge nach verschollenen 
Personen, das Deutsche Ins titut für Vormundschafts-
wesen gewährt Rechtshilfe in Vormundschafts- und 
Unterhaltsverfahren und zieht Unterhaltsgelder für 
eheliche und nichteheliche Kinder in Auslandsfällen 
ein. Diese Stellen sind zur Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben auf die Auskunftserteilung aus dem Register 
angewiesen. Der in Absatz 1 bestimmte Auskunfts-
umfang ist ausreichend. Vorhandene Übermittlungs-
sperren sollen die Auskunft nicht hindern, weil die 
Auskunftserteilung im Regelfall entweder dem Inter-
esse des Betroffenen entspricht (z. B. Suchauftrag zur 
Familienzusammenführung) oder im öffentlichen In-
teresse liegt (z. B. bei Unterhaltsangelegenheiten). 
Mit der Weitergabe der Übermittlungssperre kann je-
doch auf besonders schutzwürdige Interessen des Be-
troffenen hingewiesen werden. Darüber hinaus ist das 
Schutzbedürfnis des Betroffenen durch die Befragung 
vor der Auskunftserteilung (§ 4 Satz 2, § 18 Abs. 4) 
gewahrt. 

Absatz 2 

Das Erfordernis schriftlicher Begründung dient der 
Verhinderung von Mißbrauch. Anders als an öffentli-
che Stellen dürfen Daten ähnlicher Personen nicht 
übermittelt werden. Bestehen an der Identität Zweifel, 
hat die Auskunft zu unterbleiben. 

Absatz 3 

Die in § 7 Abs. 4 Satz 1 für öffentliche Stellen nor-
mierte Zweckbindung gilt auch für die in § 18 Abs. 1 
genannten nicht-öffentlichen Stellen und über Ver-
weisungen in § 19 Abs. 1 und § 20 Abs. 1 auch für die 
dort  genannten Stellen und Personen. Um sicherzu-
stellen, daß der Empfänger der Daten diese Zweck-
bindung kennt, ist er von der Registerbehörde darauf 
hinzuweisen. 

Absatz 4 

Diese Regelung soll verhindern, daß eine humanitäre 
oder soziale Einrichtung von einem Dritten dazu miß-
braucht wird, Daten des Be troffenen in Erfahrung zu 
bringen. Häufig kann der verfolgte Zweck durch Kon-
taktaufnahme der Einrichtung mit dem Be troffenen 
erreicht werden. Sollen die Daten an einen Dritten 
weitergegeben werden, bedarf dies der Zustimmung 
des Betroffenen. Dritter im Sinne dieser Vorschrift ist 
jede natürliche oder juristische Person, die nicht der 
Betroffene selbst oder die um Auskunft ersuchende 
nicht-öffentliche Stelle im Sinne von Absatz 1 ist. 

Besonders in Unterhaltsangelegenheiten kann be-
gründeter Anlaß zur Befürchtung gegeben sein, daß 
der mit dem Auskunftsersuchen verfolgte Zweck vom 
Betroffenen vereitelt wird, wenn er von dem Aus-
kunftsersuchen Kenntnis erhält. In Fällen dieser A rt 

 muß es nach sorgfältiger Abwägung zulässig sein, auf 
die Zustimmung des Betroffenen zur Weiterleitung 
der Daten zu verzichten. 

Zu 19 

Absatz 1 

Unter den Voraussetzungen des Satzes 1 können an 
Behörden anderer Staaten sowie an über- und zwi-
schenstaatliche Organisationen die gleichen Aus-
künfte gegeben werden wie an die in § 18 genannten 
nichtöffentlichen Stellen. Die Notwendigkeit hierzu 
ergibt sich aus zwischenstaatlichen Vereinbarungen 
(z. B. aus dem Europäischen Übereinkommen vom 
24. November 1977 über die Zustellung von Schrift-
stücken in Verwaltungssachen im Ausland und dem 
Europäischen Übereinkommen vom 15. März 1978 
über die Erlangung von Auskünften und Beweisen in 
Verwaltungssachen im Ausland, BGBl. II 1981 S. 533) 
oder aus der humanitären Aufgabenstellung einer 
über- oder zwischenstaatlichen Organisa tion (z. B. 
Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten Natio-
nen). Die Registerbehörde hat anhand der Begrün-
dung des Auskunftsersuchens das berechtigte Inter- 
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esse an der Auskunftserteilung gegen die schutzwür-
digen Belange des Be troffenen abzuwägen. Bei ihrer 
Entscheidung hat sie auch die Belange der Bundesre-
publik Deutschland zu berücksichtigen. Einzelheiten, 
z. B. Maßnahmen zum Schutz von ausländischen 
Flüchtlingen, werden in einer Rechtsverordnung ge-
regelt (§ 25 Abs. 1). 

Absatz 2 

Auskünfte nach Absatz 1 werden im Regelfall nur mit 
Zustimmung des Be troffenen erteilt. Die Registerbe-
hörde darf von der Einholung der Zustimmung nur in 
Ausnahmefällen absehen, wenn Gründe dafür er-
sichtlich sind, daß anderenfalls der Zweck des Aus-
kunftsersuchens gefährdet würde. 

Absatz 3 

Im Rahmen völkerrechtlicher Verträge, die z. B. in 
Ausführung des Schengener Abkommens geschlos-
sen werden, kann sich die Verpflichtung ergeben, 
Daten aus dem Register an Vertragsstaaten weiterzu-
geben. Mit dieser Vorschrift soll der Möglichkeit sol-
cher künftigen Entwicklungen Rechnung ge tragen 
werden. 

Zu § 20 

Absatz 1 

Es erscheint nicht vertretbar, Auskunftsersuchen Pri-
vater generell abzulehnen. Allerdings sind an die Vor-
aussetzungen für die Übermittlung s trenge Anforde-
rungen zu stellen, um Mißbrauchsmöglichkeiten aus-
zuschließen. Allein eine schriftliche Begründung und 
die Kenntnis der Grundpersonalien reichen nicht aus, 
sondern es muß eine der in den Nummern 1 bis 3 
bezeichneten Voraussetzungen gegenüber der Regi-
sterbehörde nachgewiesen werden. 

Absatz 2 

Zweck des Registers ist die Unterstützung von Behör-
den. Es ist gerechtfertigt, für die ausnahmsweise Aus-
kunftserteilung an Private Kosten zu erheben. 

Zu § 21 

Absatz 1 

Diese Vorschrift konkretisiert § 17 Abs. 1 des Ent-
wurfs der Neufassung des Bundesdatenschutzgeset-
zes und schließt die dort  in § 17 Abs. 6 E-BDSG ge-
nannte Unentgeltlichkeit der Auskunftserteilung mit 
ein. 

Dem Betroffenen ist Auskunft über die zu seiner Per

-

son im Register gespeicherten Daten einschließlich 
Herkunft  und Empfänger zu erteilen. Hierfür ist eine 

eindeutige Willenserklärung des Be troffenen erfor-
derlich. Entscheidend für die Auskunftserteilung ist 
die Gewißheit, daß die gespeicherten Daten dem An-
fragenden zuzuordnen sind. Abweichungen bei Ein-
zeldaten können auf fehlerhaften Speicherungen be-
ruhen und begründen deshalb alleine eine Auskunfts-
verweigerung nicht. In welcher Weise der Nachweis 
der Identität zu erbringen ist und in welcher Form die 
Auskunft erteilt wird, bestimmt die Registerbehörde 
nach eigenem Ermessen. 

Absatz 2 

Der in Absatz 1 normierte Auskunftsanspruch gilt 
nicht unbeschränkt. Er hat unter den in Absatz 2 ge-
nannten Voraussetzungen hinter die öffentlichen In-
teressen zurückzutreten. Diese Regelung entspricht 
im Grundsatz § 17 Abs. 3 E-BDSG. Sie berücksichtigt 
allerdings, daß bei der Frage der Gefährdung der Auf-
gabenerfüllung auf die öffentliche Stelle abzustellen 
ist, die die Daten an das Register übermittelt hat, und 
nicht auf die Registerbehörde selbst. 

Absatz 3 

Diese Vorschrift entspricht im Grundsatz § 17 Abs. 2 
E-BDSG mit der Besonderheit, daß auch hier wie in 
Absatz 2 nicht auf das Schutzbedürfnis der Register-
behörde selbst, sondern auf das Schutzbedürfnis der 
Benutzerbehörden abgestellt wird. Sie enthält jedoch 
kein Auskunftsverbot, sondern räumt für die Entschei-
dung einen Spielraum ein, der zu einer Auskunftsver-
pflichtung wird, wenn im Einzelfall die in Absatz 2 
genannten Voraussetzungen nicht vorliegen. 

Absatz 4 

Diese Vorschrift stellt sicher, daß der mit Absatz 2 und 
3 verfolgte Schutzzweck nicht durch eine Begrün-
dungspflicht der Auskunftsverweigerung unterlaufen 
wird. Die Sätze 2 und 3 sollen die Überprüfungsmög-
lichkeit der Entscheidungen nach Satz 1 sicherstel-
len. 

Absa tz 5  

Diese Vorschrift entspricht § 17 Abs. 5 E-BDSG. 

Zu § 22 

Absatz 1 

Es ist selbstverständlich, daß personenbezogene Da-
ten zu berichtigen sind, wenn sich ihre Unrichtigkeit 
herausstellt. Diese Verpflichtung trifft nicht nur die 
Registerbehörde, sondern, wie sich aus der Nachbe-
richtspflicht in § 6 Abs. 1 ergibt, auch die datenanlie-
fernden Stellen. 
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Absatz 2 

Da im Register nur Daten von Ausländern zu spei-
chern sind, sind die Daten des Be troffenen sofort zu 
löschen, wenn er Deutscher wird oder sich nachträg-
lich herausstellt, daß er Deutscher ist. Bei der Lö-
schung im übrigen wird abgestellt auf den abstrakten 
Übermittlungsbedarf der mit der Durchführung aus

-

länder- und asylrechtlicher Vorschriften be trauten 
Behörden. Die Festlegung von Höchstfristen stellt si-
cher, daß im Einzelfall Daten auch vor Erreichen die-
ser Frist gelöscht werden können, wenn ihre Kenntnis 
nicht mehr erforderlich ist. Die gespeicherten Daten 
sind ebenfalls zu löschen, wenn ihre Speicherung un-
zulässig war. 

Absatz 3 

Das Sperren von Daten hindert  die weitere Verarbei-
tung ohne Einwilligung des Be troffenen, vernichtet 
die Daten jedoch noch nicht endgültig. Dies ist sinn-
voll in den in Absatz 3 Nr. 1 und 2 genannten Fällen. 
Die Regelung entspricht § 18 Abs. 4 E-BDSG. 

Absatz 4 

Diese Vorschrift entspricht im wesentlichen § 18 
Abs. 6 E-BDSG. Über die Regelung des BDSG hinaus 
werden Benutzer des Registers vom Berichtigen, Lö-
schen oder Sperren auch dann benachrichtigt, wenn 
dies zur Aufgabenerfüllung dieser Stellen erforderlich 
ist. 

Zu § 23 

Nach derzeitiger Rechtslage entscheidet der Bundes-
minister des Innern über die Übernahme von Aus-
ländern ins Bundesgebiet, wenn völkerrechtliche, po-
litische oder menschliche Gründe dies erfordern. 
Hierfür benötigt er Daten aus dem Register. Die Vor-
schrift regelt die Datenübermittlung an oberste Behör-
den des Bundes und der Länder für diesen Fa ll  und 
Fälle vergleichbarer Art. Aufsichtsbehörden haben ei-
nen eigenen Übermittlungsanspruch, soweit sie Da-
ten aus dem Register zur Wahrnehmung ihrer Auf-
sichtsfunktionen benötigen. 

Zu § 24 

Absatz 1 

Die hier genannten Behörden benötigen anonymi-
sierte Daten aus dem Register als Planungsdaten für 
eine Vielzahl unterschiedlicher Zwecke. 

Absatz 2 

Die übermittelten Daten dürfen nur zu planerischen 
und nicht für andere Verwaltungszwecke, insbeson-
dere zu Vollzugszwecken, verwendet werden. 

Zu § 25 

Absatz 1 

In dieser Vorschrift sind die einzelnen Verordnungs-
Ermächtigungen zusammengefaßt. 

Absatz 2 

Um amtliche Verkündungsblätter nicht mit dem Ab-
druck technischer Normen zu belasten, soll hier wie in 
§ 20 Abs. 3 Melderechtsrahmengesetz auf Veröffent-
lichungen sachverständiger Stellen verwiesen wer-
den können. 

Zu § 26 

Die Anweisungen, die zur gleichmäßigen Durchfüh-
rung dieses Gesetzes und der auf seinen Grundlagen 
erlassenen Rechtsverordnungen notwendig sind, wer-
den in allgemeinen Verwaltungsvorschriften nieder-
gelegt. 

Soweit der Vollzug ausschließlich in bundeseigener 
Verwaltung erfolgt, bedürfen die allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften nach Artikel 86 Satz 1 GG an-
ders als nach Artikel 84 Abs. 2 und  Artikel 85 Abs. 2 
Satz 1 GG keiner Zustimmung des Bundesrates. 

Zu § 27 

Die hier genannten Vorschriften werden durch dieses 
Gesetz ersetzt. 

Zu § 28 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu §29 

Die nach den §§ 25 und 26 zu erlassenden Rechtsver-
ordnungen und Verwaltungsvorschriften sollen zeit-
gleich mit den übrigen Vorschriften des Gesetzes in 
Kraft treten. 
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Anhang zur Begründung des  
Entwurfs eines Gesetzes  
über das Ausländerzentralregister  
(AZR-Gesetz)  

Übersicht über die personenbezogenen Daten, die im Register verarbeitet werden  

Bezeichnung der Daten 
(§ 3) 

Anlieferung  
durch folgende öffentliche Stellen 

(§ 6)  

Übermittlung an  folgende Stellen  
(§§ 8-13, 15, 17-20) 

Absatz 3 Nr. 1  
Grundpersonalien — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden  

1. Familienname stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 

2. Familienname nach deutschem 
ausländerrechtlicher 	Aufga- nun 	ausländischer 	Flücht- g 

Recht 
ben betraute Behörden linge  

3. Geburtsname 
zu Nummern 1-8  — mit grenzpolizeilichen Aufga- 

— mit grenzpolizeilichen Aufga-  ben betraute Behörden 
4. Vornamen ben betraute Behörden  — Polizeibehörden und Behörden  
5. Tag der Geburt zu Nummern 1, 3-8  der Staatsanwaltschaft  
6. Geburtsort mit Postleitzahl — Bundeskriminalamt — Bundesverwaltungsamt  
7. Geschlecht zu Nummern 1, 3-8  nach § 15 Abs. 1  
8. Staatsangehörigkeit —Staatsanwaltschaften bei den  — Zollkriminalinstitut  Oberlandesgerichten  

zu Nummern 1, 3-8 — Bundesanstalt für Arbeit  

— Bundesverwaltungsamt, 	so- (Bekämpfung der illegalen 

weit es am Verfahren in Ange- Beschäftigung) 

legenheiten der Vertriebenen — Bundesanstalt für Arbeit  
oder zur Feststellung der Ei- (Geltendmachung von  
genschaft als Deutscher beteiligt Ansprüchen)  
ist — Vertriebenenbehörden  
zu Nummern 1, 3-8 — Bundesverwaltungsamt  

— Vertriebenenbehörden nach § 15 Abs. 2  
zu Nummern 1, 3-8 — sonstige öffentliche Stellen  

— nicht öffentliche Stellen inner- 
halb des Geltungsbereichs des  
Gesetzes, die humanitäre oder  
soziale Aufgaben wahrnehmen  

— Behörden anderer Staaten so- 
wie über- und zwischenstaatli- 
che Organisationen  

— natürliche Personen und juristi- 
sche 	Personen 	des 	privaten  
Rechts  

— Statistisches Bundesamt  
nur Angaben zu Nummern 5, 7  
und 8  
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Bezeichnung der Daten 
(§ 3) 

Anlieferung 
durch folgende öffentliche Stellen 

(§ 6) 
Übermittlung an folgende Stellen 

(§§ 8-13, 15, 17-20) 

Absatz 3 Nr. 2 
Weitere Angaben zur Person — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 
1. frühere Namen stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 
2. abweichende Namensschreib- 

ausländerrechtlicher 	Aufga- nung 	ausländischer 	Flucht- 
weisen ben betraute Behörden linge 

3.andere Namen 
4.Aliaspersonalien 

zu Nummern 1-9 
— mit grenzpolitischen Aufgaben 

betraute Behörden 

— mit grenzpolizeilichen Auf a 
ben betraute Behörden 

5. Familienstand zu Nummern 2-4 und 6 — Bundesverwaltungsamt 
nach § 15 Abs. 1 

6. Angaben zum Ausweispapier — Bundesamt für die Anerken- 
— Polizeibehörden und Behörden 

7. letzter Wohnort im Herkunfts

-

land mit Postleitzahl 

nung 	ausländischer 	Flucht
-linge 

der Staatsanwaltschaft 

B. zuletzt im Herkunftsland aus- 
zu Nummern 2-4 — Zollkriminalinstitut 

nur 	zu 	1-4 
geübter Beruf — Bundeskriminalamt Angaben 	Nummern 

zu Nummern 2-4 — Bundesanstalt für Arbeit 
9. Staatsangehörigkeit des Ehe- 

Staatsanwaltschaften bei den (Bekämpfung der illegalen Be- 
gatten oder früheren Ehegat- 

— 

Oberlandesgerichten schäftigung) 
ten nur Angaben zu Nummern 1-4 zu Nummern 2-4 

und 6 
— Statistisches Bundesamt 

nur Angaben zu Nummern 5 
und 9 
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Bezeichnung der Daten 
(§ 3) 

Anlieferung 
durch folgende öffentliche Stellen 

(§ 6) 

Übermittlung an folgende Stellen 
(§§ 8-13, 15, 17-20) 

Absatz 3 Nr. 3 
Meldestatus — Ausländerbehörden und son- 1. Alle Angaben zum 
1. Bezeichnung der aktenführen- stige mit der Durchführung Meldestatus 

den Ausländerbehörde 	und ausländerrechtlicher 	Aufga- — Ausländerbehörden 
deren Geschäftszeichen ben betraute Behörden —Bundesamt für die Anerken- 

2. Ersteinreisedatum nung 	ausländischer 	Flücht- 
3. Zuzug von einer anderen Aus- linge 

länderbehörde am ... — mit grenzpolizeilichen Aufga- 
4. Wiederzuzug aus dem Ausland ben be traute Behörden 

am ... — Bundesverwaltungsamt 	nach 
5. Fortzug ins Ausland am . . § 15 Abs. 1 

6. Fortzug 	nach 	unbekannt — Polizeibehörden und Behörden 
am ... der Staatsanwaltschaft 

7. Verstorben am ... 2. Eingeschränkte Angaben zum 

8. Nicht mehr aufhältig Meldestatus 

seit ... nur Angaben zu Nummern 1, 

9. Aktenabgabe an eine andere 4-8 

Ausländerbehörde, deren Be- — Zollkriminalinstitut 
zeichnung und Abgabedatum — Bundesanstalt für Arbeit 

(Geltendmachung von Ansprü- 
chen und Bekämpfung der ille- 
galen Beschäftigung) 

— Vertriebenenbehörden 
— Bundesverwaltungsamt 

nach § 15 Abs. 2 
— sonstige öffentliche Stellen 
— nicht öffentliche Stellen inner- 

halb des Geltungsbereichs des 
Gesetzes, die humanitäre oder 
soziale Aufgaben wahrnehmen 

— Behörden anderer Staaten so- 
wie über- und zwischenstaatli- 
che Organisationen 

— natürliche Personen und juristi- 
sche 	Personen 	des 	privaten 
Rechts 

nur Angaben 
zu Nummern 1-8 

— Statistisches Bundesamt 

rechtliche Stellung — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 
1. Kontingentflüchtling stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 
2. als Flüchtling im Ausland aner- ausländerrechtlicher 	Aufga- nung 	ausländischer 	Flücht- 

kannt ben betraute Behörden linge  
— mit grenzpolizeilichen Aufga- 

ben be traute Behörden 
— Bundesverwaltungsamt 

nach § 15 Abs. 1 
— Polizeibehörden und Behörden 

der Staatsanwaltschaft 
— Statistisches Bundesamt 
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Bezeichnung der Daten 
(§ 3) 

Anlieferung 
durch folgende öffentliche Stellen Übermittlung an folgende Stellen 

(§§ 8-13, 15, 17-20) 

Absatz 3 Nr. 3 u. 4 i. V. m. Abs. 2 
Nr.2 
Aufenthaltsrecht 

1. befristete Aufenthaltserlaubnis — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 
erteilt am ... stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 

2. unbefristete 	Aufenthaltser- ausländerrechtlicher 	Aufga- nung 	ausländischer 	Flücht- 
laubnis erteilt am ... ben betraute Behörden linge 

3. vom Erfordernis der Aufent- — mit grenzpolizeilichen Aufga- 
haltserlaubnis befreit ben betraute Behörden 

4. Aufenthaltsberechtigung — Bundesverwaltungsamt 
erteilt am ... nach § 15 Abs. 1 

5. Aufenthaltserlaubnis/-berech- — Polizeibehörden und Behörden 
tigung/-befreiung 	erloschen der Staatsanwaltschaft 
am ... — Bundesanstalt für Arbeit 

6. unbefristete 	Aufenthaltser- (Bekämpfung der i llegalen Be- 
laubnis nachträglich befristet schäftigung) 
seit ... — Statistisches Bundesamt 

7. Heimatloser Ausländer 

Ablehnung 
der Aufenthaltserlaubnis 
Erteilung oder Verlängerung der — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 
Aufenthaltserlaubnis 	abgelehnt stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 
am ... ausländerrechtlicher 	Aufga- nung 	ausländischer 	Flücht- 

ben betraute Behörden linge 
— mit grenzpolizeilichen Aufga- 

ben betraute Behörden 
— Bundesverwaltungsamt 

nach § 15 Abs. 1 
— Polizeibehörden und Behörden 

der Staatsanwaltschaft 
— Bundesanstalt für Arbeit 

(Bekämpfung der illegalen Be- 
schäftigung) 

— Statistisches Bundesamt 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/5828  

Bezeichnung der Daten 
(§ 3) 

Anlieferung 
durch folgende  öffentliche Stellen Übermittlung an folgende Stellen 

(§§ 8-13, 15, 17-20) 

Absatz 3 Nr.4 i. V. m. Abs.2 Nr.1 
Asylverfahren 
1. Asylantrag gestellt am ... — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 
2. Asylantrag gestellt, stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 

bei ABH erledigt am ... ausländerrechtlicher 	Aufga- nung 	ausländischer 	Flücht- 
3. Asylverfahren bei ABH ben betraute Behörden finge 

erledigt am ... 
zu Nummern 1-5, 9 und 13 — mit grenzpolizeilichen Aufga- 

4. Asylantrag 	erneut 	gestellt — Bundesamt für die Anerken- ben betraute Behörden 
am uge ausländischer 	Flücht- 

— Bundesverwaltungsamt 
5. Asylantrag erneut gestellt, zu Nummern 6-8, 10 und 11 nach § 15 Abs. 1 

bei ABH erledigt am ... — Anlieferung durch beide Be- — Polizeibehörden und Behörden 
6. als 	Asylberechtigte(r) 	aner- hörden möglich: zu Nummer der Staatsanwaltschaft 

kannt am ... 12 — Vertriebenenbehörden 
7. Asylantrag abgelehnt am ... — Bundesverwaltungsamt 

8. Anerkennung widerrufen/ nach § 15 Abs. 2 
zurückgenommen am ... — Statistisches Bundesamt 

9. Anerkennung erloschen — Bundesanstalt für Arbeit 
am ... (Bekämpfung der i llegalen Be- 

10. Asylverfahren eingestellt schäftigung) 
am... 

11. Asylverfahren 	auf 	andere 
Weise erledigt am .. . 

12. Asylantrag zurückgenommen 
am... 

13. Aufenthaltsgestattung 	liegt 
vor seit . . . 
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Bezeichnung der Daten 
(§ 3) 

Anlieferung 
durch folgende öffentliche Stellen 

(§ 6) 
Übermittlung an folgende Stellen 

(§§ 8-13, 15, 17-20) 

Absatz 3 Nr. 4 i. V. m. Abs. 2 Nr.2 
Ausweisung 
1. Voraussetzung gegeben für — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 

Ausweisung seit ... stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 
2. Verfahren nach § 10 AuslG, ausländerrechtlicher 	Aufga- nung 	ausländischer 	Flücht- 

Verfügung vom ... ben betraute Behörden linge 
Wirkung befristet bis ... — mit grenzpolizeilichen Aufga- 

3. Verfahren nach § 10 AuslG, ben betraute Behörden 
Verfügung vom ... — Bundesverwaltungsamt 
Wirkung unbefristet nach § 15 Abs. 1 

4. Ausweisungsverfügung erlas- — Polizeibehörden und Behörden 
sen am ... der Staatsanwaltschaft 
Wirkung befristet bis . . . 
sofort vollziehbar seit ... — Bundesanstalt für Arbeit 

(Bekämpfung der illegalen Be- 
5. Ausweisungsverfügung erlas- schäftigung) 

sen am... 
Wirkung unbefristet, — Statistisches Bundesamt 

sofort vollziehbar seit .. . 
6. Ausweisungsverfügung erlas- 

sen am... 
Wirkung befristet bis .. . 
unanfechtbar seit .. . 

7. Ausweisungsverfügung erlas- 
sen am... 
Wirkung unbefristet, 
unanfechtbar seit .. . 

Abschiebung 
1. Ausreiseaufforderung 	ausge- — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 

sprochen am ... stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 
Fristsetzung bis ... ausländerrechtlicher 	Aufga- nung 	ausländischer 	Flücht- 

2. Voraussetzung 	gegeben 	für ben betraute Behörden linge 
Abschiebung seit ... — mit grenzpolizeilichen Aufga- 

3. Abschiebung angedroht ben betraute Behörden 
am ... — Bundesverwaltungsamt 

4. Abschiebung angeordnet nach § 15 Abs. 1 
am ... — Polizeibehörden und Behörden 

5. Abschiebung angedroht und der Staatsanwaltschaft 
angeordnet am ... — Bundesanstalt für Arbeit 

6. Abschiebung vollzogen (Bekämpfung der illegalen Be- 
am ... schäftigung) 

7. Abschiebung vollzogen — Statistisches Bundesamt 
am... 
Wirkung der Abschiebung be- 
fristet bis . . . 
8. Abschiebung vollzogen 
am... 
Wirkung der Abschiebung un- 
befristet 
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Bezeichnung der Daten 
(§ 3) 

Anlieferung 
durch folgende  öffentl iche Stellen 

(§ 6) 
Übermittlung an folgende Stellen 

(§§ 8-13, 15, 13-20) 

Zurückweisungen 
oder Zurückschiebungen 
1. Zurückgewiesen am ... — mit grenzpolizeilichen Aufga- — Ausländerbehörden 
2. Zurückgeschoben am ... ben betraute Behörden — Bundesamt für die Anerken- 

nung 	ausländischer 	Flücht- 
linge 

— mit grenzpolizeilichen Aufga- 
ben betraute Behörden 

— Bundesverwaltungsamt 
nach § 15 Abs. 1 

— Polizeibehörden und Behörden 
der Staatsanwaltschaft 

— Vertriebenenbehörden 
— Bundesverwaltungsamt 

nach § 15 Abs. 2 

Ausreiseverbot 
Ausreiseverbot erlassen am ... — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 

stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 
ausländerrechtlicher Aufga- nung 	ausländischer 	Flücht- 
ben betraute Behörden linge 

— mit grenzpolizeilichen Aufga- 
ben betraute Behörden 

— Polizeibehörden und Behörden 
der Staatsanwaltschaft 

— Statistisches Bundesamt 

Duldung 
Duldung erteilt am ... — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 

stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 
ausländerrechtlicher Aufga- nung 	ausländischer 	Flücht- 
ben betraute Behörden linge 

— mit grenzpolizeilichen Aufga- 
ben betraute Behörden 

— Bundesverwaltungsamt 
nach § 15 Abs. 1 

— Polizeibehörden und Behörden 
der Staatsanwaltschaft 

— Bundesanstalt für Arbeit 
(Bekämpfung der i llegalen Be- 
schäftigung) 

— Statistisches Bundesamt 
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Bezeichnung der Daten 
(§ 3) 

Anlieferung 
durch folgende  öffentl iche Stellen 

(§ 6) 
Übermittlung an folgende Stellen 

(§§ 8-13, 15, 17-20) 

Politische Betätigung 
1. Politische 	Betätigung 	eirege- — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 

schränkt am ... stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 
Wirkung befristet bis ... ausländerrechtlicher 	Aufga- nung 	ausländischer 	Flücht- 

2. Politische 	Betätigung 	eirege- ben betraute Behörden linge 
schränkt am ... — mit grenzpolizeilichen Aufga- 
Wirkung unbefristet ben betraute Behörden 

3. Politische Betätigung untersagt — Bundesverwaltungsamt 
am ... nach § 15 Abs. 1 
Wirkung befristet bis . . . — Polizeibehörden und Behörden 

4. Politische Betätigung untersagt der Staatsanwaltschaft 
am... 
Wirkung unbefristet 

Absatz 3 Nr.4 i. V. m. Abs.2 Nr.3 
Einreisebedenken 
1. Einreisebedenken seit ... — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 

Wirkung befristet bis ... stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 
2. Einreisebedenken seit ... ausländerrechtlicher 	Aufga- nung 	ausländischer 	Flücht- 

Wirkung unbefristet ben betraute Behörden linge 
— mit grenzpolizeilichen Aufga- — mit grenzpolizeilichen Aufga- 

ben betraute Behörden ben betraute Behörden 
— Bundesverwaltungsamt 

nach § 15 Abs. 1 

Absatz 3 Nr. 4 i. V. m. Abs. 2 Nr.4 

Grenzfahndung 
Ausschreibung zur Zurückwei- — mit grenzpolizeilichen Aufga- — Ausländerbehörden 
sung ben betraute Behörden — Bundesamt für die Anerken- 

nung 	ausländischer 	Flücht- 
linge 

— mit grenzpolizeilichen Aufga- 
ben betraute Behörden 

— Bundesverwaltungsamt 
nach § 15 Abs. 1 

— Polizeibehörden und Behörden 
der Staatsanwaltschaft 

— Bundesanstalt für Arbeit 
(Bekämpfung der illegalen Be- 
schäftigung) 

— Vertriebenenbehörden 
— Bundesverwaltungsamt 

nach § 15 Abs. 2 
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Bezeichnung der Daten 
(§ 3) 

Anlieferung 
durch folgende öffentliche Stellen 

(§ 6) 

Übermittlung an folgende Stellen 
(§§ 8-13, 15, 17-20) 

Absatz 3 Nr. 4 i. V. m. Abs. 2 Nr.5 

1. Ausschreibung im deutschen — Bundeskriminalamt — Ausländerbehörden 
Fahndungsbuch (Aufenthalts- — Bundesamt für die Anerken- 
ermittlung) nung 	ausländischer 	Flücht- 

2. Ausschreibung im deutschen linge 
Fahndungsbuch (Festnahme) — mit grenzpolizeilichen Aufga- 

ben betraute Behörden 
— Bundesverwaltungsamt 

nach § 15 Abs. 1 
— Polizeibehörden und Behörden 

der Staatsanwaltschaft 
— Zollkriminalinstitut 
— Bundesanstalt für Arbeit 

(Bekämpfung der illegalen Be- 
schäftigung) 

— Vertriebenenbehörden 
— Bundesverwaltungsamt 

nach § 15 Abs. 2 

Absatz 3 Nr.4 i. V. m. Abs.2 Nr.6 
1. Ausschreibung 	zur 	Zurück- — mit grenzpolizeilichen Aufga- — Ausländerbehörden 

weisung — TE — ben betraute Behörden — Bundesamt für die Anerken- 
nung 	ausländischer 	Flücht- 
linge 

— mit grenzpolizeilichen Aufga- 
ben betraute Behörden 

— Bundesverwaltungsamt 
nach § 15 Abs. 1 

— Polizeibehörden und Behörden 
der Staatsanwaltschaft 

— Bundesanstalt für Arbeit 
(Bekämpfung der illegalen Be- 
schäftigung) 

— Vertriebenenbehörden 
— Bundesverwaltungsamt 

nach § 15 Abs. 2 

2. AE/SV-Antragsdaten 
— zuständige Ausländerbehörde/ — Ausländerbehörden und son- — mit grenzpolizeilichen Aufga- 

Auslandsvertretung stige mit der Durchführung ben betraute Behörden 
— Nr. des Sichtvermerks ausländerrechtlicher 	Aufga- — Polizeibehörden und Behörden 
— Datum der Antragstellung 

ben betraute Behörden der Staatsanwaltschaft 

Ablehnungsentscheidung — g 	g 	g 
— mit  grenzpolizeilichen Aufga- — Bundesverwaltungsamt 

ben betraute Behörden nach § 15 Abs. 1 
— Zeitraum/Dauer 	der 	Gültig- —Bundeskriminalamt 

keit 
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Bezeichnung der Daten 
(§ 3) 

Anlieferung 
durch folgende  öffentl iche Stellen 

(§ 6) 

Übermittlung an folgende Stellen 
(§§ 8-13, 15, 17-20) 

Absatz 3 Nr. 4 I.V. m. Abs. 2 Nr.7 
Auslieferung/Durchlieferung 
1. Ausgeliefert am ... nach ... — Staatsanwaltschaften bei den — Ausländerbehörden 
2. Durchgeliefert am ... nach ... Oberlandesgerichten — Bundesamt für die Anerken- 

nung 	ausländischer 	Flücht- 
linge 

— mit grenzpolizeilichen Aufga- 
ben betraute Behörden 

— Bundesverwaltungsamt 
nach § 15 Abs. 1 

— Polizeibehörden und Behörden 
der Staatsanwaltschaft 

— Vertriebenenbehörden 
— Bundesverwaltungsamt 

nach § 15 Abs. 2 

Absatz 3 Nr.4 i. V. m. Abs.2 Nr.8 
Angelegenheiten 
der Vertriebenen 
1. Übernahmeverfahren — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 

O Übernahmeverfahren noch stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 
nicht abgeschlossen seit ... ausländerrechtlicher 	Aufga- nung 	ausländischer 	Flücht- 

O im 	Übernahmeverfahren ben betraute Behörden linge 
abgelehnt am .. . 

— mit grenzpolizeilichen Aufga- 
ben betraute Behörden 

2. Registrierverfahren — Vertriebenenbehörden — Bundesverwaltungsamt 
O Registrierverfahren 	noch — Bundesverwaltungsamt, 	so- nach § 15 Abs. 1 

nicht abgeschlossen seit ... weit es am Verfahren in Ange- — Vertriebenenbehörden 
O im Registrierverfahren ab- legenheiten der Vertriebenen — Bundesverwaltungsamt 

gelehnt am ... oder zur Feststellung der Ei- nach § 15 Abs. 2 
3. Anerkennungsverfahren genschaft als Deutscher betei- 

O BVFG-Anerkennungsver- ligt ist 
fahren noch nicht 	abge- 
schlossen seit . . . 

O im 	BVFG-Anerkennungs- 
verfahren abgelehnt am .. . 

Absatz 4 
Angaben 
zu Familienangehörigen 
(nur zahlenmäßig) 
1. Tag der Geburt — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 
2. Geschlecht stige mit der Durchführung — Statistisches Bundesamt 
3. Verwandtschaftsverhältnis 

ausländerrechtlicher 	Auf ga- 
ben betraute Behörden 

4. im Bundesgebiet anwesend 
5. nicht im Bundesgebiet anwe- 

send 
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Bezeichnung der Daten 
(§ 3) 

Anlieferung 
durch folgende öffentliche Stellen 

(§ 6) 

Übermittlung an folgende Stellen 
(§§ 8-13, 15, 1r20) 

§4 
Auskunfts- 
und Übermittlungssperren 
1. Auskunftssperre nach § 1758 — Ausländerbehörden und son- — Ausländerbehörden 

Abs. 2 (BGB) stige mit der Durchführung — Bundesamt für die Anerken- 
(Adoptionspflegeverhältnis) ausländerrechtlicher 	Aufga- nung 	ausländischer 	Flücht- 

2. Auskunftssperre im Sinne von ben betraute Behörden linge 
§ 21 Abs. 5 Melderechtsrah- — mit grenzpolizeilichen Aufga- 
mengesetz (bei Gefahr für Le- ben betraute Behörden 
ben, 	Gesundheit oder ähnl. 

—Bundesverwaltungsamt schutzwürdige Belange) 
nach § 15 Abs. 1 

3. Auskunftssperre 	nach § 61 
— Polizeibehörden und Behörden Abs. 2-4 des Personenstands- 

der Staatsanwaltschaft gesetzes (Abs. 2: Annahme an 
Kindes Statt; — Zollkriminalinstitut 
Abs. 3: Nichteheliches/für ehe- — Bundesanstalt für Arbeit 
lich erklärtes Kind; (Geltendmachung von Ansprü- 
Abs. 4: Änderung der Vorna- chen und Bekämpfung der ille- 
men und Feststellung der Ge- galen Beschäftigung) 
schlechtszugehörigkeit in be- — Vertriebenenbehörden 
sonderen Fällen (Transsexuel- 
lengesetz Abs. 4) — Bundesverwaltungsamt 

nach § 15 Abs. 2 
— sonstige öffentliche Stellen 
— nicht öffentliche Stellen inner- 

halb des Geltungsbereichs des 
Gesetzes, die humanitäre oder 
soziale Aufgaben wahrnehmen, 
unter besonderen Vorausset- 
zungen 

Folgende Begründungstexte werden der Registerbehörde nach § 6 Abs. 6 zur Aufbewahrung übersandt: 

Ausweisungen 

Abschiebungen 

Politische Betätigung eingeschränkt oder untersagt 

Einreisebedenken 

Die Texte werden dem Register von den Behörden übersandt, die auch die Daten, auf die sich die Texte 
beziehen, an das Register übermitteln. Die Übermittlung der Texte aus dem Register richtet sich nach § 8 
Abs. 3. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu § 2 

In § 2 Abs. 1 Satz 1 sind in Nummer 3 die Worte 
„Aufgabenerfüllung der in den §§ 9 bis 11, in § 12 
Abs. 2 sowie in den §§ 14 und 15 genannten öf-
fentlichen Stellen" durch die Worte „Erfüllung 
der in den §§ 9 bis 15 genannten Aufgaben" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Diese Fassung ist geboten, weil auch die Bundes-
anstalt für Arbeit nach § 12 Abs. 1 und die in § 13 
genannten Behörden von Sachverhalten Kenntnis 
erhalten sollen, die über die in Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 und 2 genannten Sachverhalte hinaus-
gehen. 

Zum anderen ist dies auch rechtssystematisch 
konsequent, weil auch in den Nummern 1 und 2 
nicht auf die das Register nutzenden öffentlichen 
Stellen, sondern auf Möglichkeiten der Nutzung 
des Datenbestandes abgestellt wird und die das 
Register nutzenden öffentlichen Stellen umfas-
send in Satz 2 angesprochen werden. 

2. Zu § 3 Abs. 2 

In § 3 Abs. 2 ist Nummer 3 wie folgt zu fassen: 

„3. gegen deren Einreise Bedenken bestehen, 
weil Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
daß ihr Aufenthalt Belange der Bundesrepu-
blik Deutschland beeinträchtigen würde, und 
denen aus diesem Grunde die Einreise und 
der Aufenthalt nicht erlaubt werden soll, 
wenn sie kein Recht zum Aufenthalt im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes haben und sich 
nicht oder nicht mehr hier aufhalten oder ihr 
Aufenthalt hier nicht mehr feststellbar ist,". 

Begründung 

Die Änderung dient der Präzisierung dieser Be-
stimmung. Eine Speicherung nach Maßgabe die-
ser Bestimmung soll nur erfolgen, wenn die Be-
denken so gewichtig sind, daß sie zwingend die 
Verweigerung einer Aufenthaltserlaubnis erfor-
dern. 

3. Zu § 3 Abs. 2 

In § 3 Abs. 2 sind in Nummer 8 nach den Worten 
„Deutscher" die Worte „im Sinne des Ar tikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes" einzufügen 

sowie 

die Worte „oder wegen erheblicher Zweifel am 
Bestehen der erforderlichen Voraussetzungen 

voraussichtlich abgelehnt werden wird" zu strei-
chen. 

Begründung 

Mit der Eigenschaft als Deutscher ist nach der bis-
herigen Fassung die Rechtsstellung als Deutscher 
im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Gesetzes ge-
meint. Über diese Rechtsstellung entscheidet al-
lein die Staatsangehörigkeitsbehörde. Zur Klar-
stellung ist deshalb erforderlich, die gesetzestech-
nisch richtige Bezeichnung zu wählen. Damit ist 
auch ausgedrückt, wer diese Anträge entschei-
det. 

Der Halbsatz „oder wegen erheblicher Zweifel 
am Bestehen der erforderlichen Voraussetzungen 
voraussichtlich abgelehnt werden wird", ist ent-
behrlich. Wenn so erhebliche Zweifel an den er-
forderlichen Voraussetzungen bestehen, daß sich 
eine Ablehnung aufdrängt, kann, wenn nicht 
doch die Zweifel wieder beseitigende Hinweise 
vorliegen, der Antrag innerhalb kürzester F rist 
endgültig abgelehnt und damit nach dem Halb-
satz 1 erfaßt werden. Im übrigen kann ein neuer 
Antrag in einer anderen Gemeinde keine günsti-
gen Aussichten auf Erfolg haben, weil bei Wech-
sel der Zuständigkeiten vor Abschluß des Verfah-
rens die Akten an die neu zuständige Behörde 
abzugeben sind. 

4. Zu §§ 3, 6 und 17 

In § 3 ist Absatz 5 zu streichen. 

Als Folge sind in § 6 Abs. 1 Satz 1 die Worte 
„Abs. 3 bis 5" durch die Worte „Abs. 3 und 4" zu 
ersetzen, in § 6 Abs. 2 der Satz 2 zu streichen und 
in § 17 Abs. 2 Satz 1 die Worte „und 5" zu strei-
chen. 

Begründung 

Für eine monatliche Erfassung gestellter und ab-
gelehnter Einbürgerungsanträge sowie der Ein-
bürgerungszusicherungen besteht keine Notwen-
digkeit. 

Das Register ist traditionell ein Instrument zur 
Identifizierung von Ausländern und zum Nach-
weis von Behörden, bei denen Erkenntnisse über 
einen Ausländer vorliegen. Die aus diesen Zwek-
ken hervorgehenden Daten werden — als Neben-
zweck — statistisch aufbereitet. Würde die Rege-
lung bestehen bleiben, würde das Register erst-
malig zusätzlich die originäre Funktion der stati-
stischen Erfassung erhalten. 

Die Anzahl der Einbürgerungsanträge, Einbürge

-

rungszusicherungen und Ablehnungen der Ein- 
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bürgerungsanträge im Monat ist weder für die  
Ausländer- noch für die Einbürgerungspolitik von  
Bedeutung. Zudem sind diese Zahlen nicht aus-
sagekräftig. Einbürgerungsanträge werden in der  
Regel erst nach eingehender Beratung durch die  
Einbürgerungsbehörde gestellt. Ein Antrag wird  
deshalb grundsätzlich erst eingereicht, wenn  
Aussicht auf Genehmigung besteht. Ablehnun-
gen von Einbürgerungsanträgen sind somit ver-
hältnismäßig selten, da aussichtslose Anträge  
schon bei der Beratung ausgefiltert werden.  

Die zur Streichung vorgesehenen Regelungen  
stehen damit in direktem Widerspruch zu den Be-
mühungen, Statistiken — soweit eben vertretbar  
— abzubauen. Die geplante Monatsstatistik  
würde einen hohen Verwaltungsaufwand erfor-
dern, ohne daß ein auch nur annähernd korre-
spondierender Nutzen ersichtlich wäre. Bereits  
die bisher praktizierte Mitwirkung der Einbürge-
rungsbehörden bei der Zählblattstatistik ist mit  
einem hohen Zeitaufwand verbunden.  

5. Nach § 3  

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens zu prüfen, in welcher  
Weise — eventuell in einem neuen § 3 a — für die  
im Register gespeicherten Daten von Ausländern  
Speicherfristen gesetzlich festzulegen sind, nach  
deren Ablauf die Daten zu löschen sind.  

Diese Speicherfristen dürfen bei Ausländern, die  
ausgewiesen worden sind oder die den Geltungs-
bereich dieses Gesetzes aufgrund eines bestands-
kräftigen Verwaltungsaktes verlassen haben,  
20 Jahre, bei anderen Ausländern, die den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes verlassen haben,  
zehn Jahre nicht übersteigen. Die Daten sind fer-
ner zu löschen, wenn der Betroffene die deutsche  
Staatsangehörigkeit erworben hat oder sich nach  
der Speicherung seiner Daten herausstellt, daß er  
Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des  
Grundgesetzes ist.  

6. Zu § 4  

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens zu prüfen, ob im Sinne  
einer Annäherung an die Regelungen des Melde-
rechts in das Gesetz dem § 21 Abs. 7 MRRG ent-
sprechende Auskunftssperren von Amts wegen  
eingefügt werden sollten.  

7. Zu § 5 Abs. 2  

In § 5 Abs. 2 Satz 1 ist das Wo rt  „gespeicherter"  
durch die Worte „zu speichernder" zu ersetzen.  

Begründung  

Es handelt sich nicht um Sachverhalte, die bereits  
im Registee gespeichert sind, sondern um speiche

-

rungsfähige Sachverhalte, die erst festgestellt  
werden sollen.  

8. Zu § 5 Abs. 3  

§ 5 Abs. 3 Satz 2 i. V. m. § 8 Abs. 2 Satz 2 geht  
davon aus, daß als Regel Suchvermerke für an-
dere als die ersuchende Stelle gesperrt sind, Aus-
nahmen jedoch möglich sind. Der Bundesrat bit-
tet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prü-
fen, ob dieses Regel-Ausnahme-Verhältnis nicht  
dergestalt umgedreht werden so ll, daß Suchver-
merke anderen anfragenden Behörden mitgeteilt  
werden, es sei denn, die Stelle, auf deren Ersu-
chen der Suchvermerk gespeichert worden ist,  
läßt die Übermittlung sperren.  

Begründung  

Es sprechen gewichtige Gründe dafür, bei der  
Übermittlung von Suchvermerken von dem  
— z. B. in § 28 Abs. 2 Satz 1 BZRG verankerten — 
Grundsatz auszugehen, daß Informationen, die  
bei verschiedenen Behörden vorliegen, diesen  
zum Zweck ihrer Aufgabenerfüllung mitgeteilt  
werden. § 7 Abs. 1 des Entwurfs legt ausdrücklich  
fest, daß Übermittlungsersuchen von öffentlichen  
Stellen nur zulässig sind, wenn die Kenntnis der  
gespeicherten Daten zur Aufgabenerfüllung der  
anfragenden Stelle erforderlich ist. Dies legt es  
nahe, eine entsprechende Mitteilungspflicht der  
Registerbehörde vorzusehen, verbunden mit der  
Möglichkeit, daß die ersuchende Stelle den Such-
vermerk sperren läßt.  

9. Zu § 5 Abs. 3  

In § 5 Abs. 3 ist nach Satz 2 folgender Satz einzu-
fügen:  

„Die ersuchende öffentliche Stelle ist zu unter-
richten, wenn dem Register Daten zu dem Sach-
verhalt, auf den sich der Suchvermerk bezieht,  
übermittelt werden. "  

Begründung  

In der bisherigen Fassung fehlt eine ausdrück-
liche Regelung darüber, was im Falle eines „Tref-
fers" zu passieren hat.  

10. Zu § 6 Abs. 1  

§ 6 ist wie folgt zu ändern:  

a) Absatz 1 ist zu streichen.  

Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden zu Ab-
sätzen 1 bis 3.  

b) Folgender neuer Absatz 4 wird eingefügt:  

„ (4) Die öffentlichen Stellen, die nach den  
Absätzen 1 bis 3 an das Register übermitteln,  
sind für die Zulässigkeit der Übermittlung so-
wie für die Richtigkeit und Aktualität der von  
ihnen übermittelten Daten verantwortlich. Sie  
haben der Registerbehörde die Daten zu über-
mitteln, die zur Fortschreibung gespeicherter  
Daten erforderlich sind; entsprechendes gilt,  
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soweit gespeicherte Daten sich als unrich tig 
herausstellen. Die Registerbehörde hat sicher-
zustellen, daß logisch widersprüch liche Daten 
zurückgewiesen und die angenommenen Da-
ten durch die Verarbeitung nicht ungewollt 
gelöscht oder un richtig werden." 

Begründung 

Die in Absatz 1 Satz 1 vorgesehene Regelung ist 
eher verwirrend als hilfreich. So wird beispiels-
weise auf den Absatz 2 Bezug genommen, in dem 
wiederum an mehreren Stellen auf § 3 Abs. 3 bis 5 
verwiesen wird. Unklar bleibt im besonderen 
auch, ob und inwieweit mit dieser Vorschrift auch 
die in § 14 genannten Stellen (Verfassungsschutz-
behörden, BND, MAD) erfaßt werden sollen, zu-
mal in § 6 Abs. 3 für die Verfassungsschutzbehör-
den eine spezielle Übermittlungsregelung vorge-
sehen ist. Absatz 1 Satz 1 sollte deshalb entfal-
len. 

Die Sätze 2 bis 5 des ersten Absatzes sollen nach 
ihrem wesentlichen Inhalt als neuer Absatz 4 ein-
gefügt werden, weil die darin enthaltenen Aussa-
gen für jede öffentliche Stelle gelten müssen, 
die Daten an das Register übermittelt. Die dabei 
vorgeschlagene Änderung der Sätze 3 und 4 
bringt das „Regel-Ausnahme-Verhältnis" zwi-
schen Fortschreibung und Berichtigung deutli-
cher zum Ausdruck. Regelfall ist die Aktualisie-
rung, also die Fortschreibung ursprünglich richti-
ger Daten, die aufgrund veränderter Tatsachen 
unrichtig geworden sind. Demgegenüber hat die 
Berichtigung von Daten, die von Anfang an un-
richtig waren, nachrangige Bedeutung. 

11. Zu § 6 Abs. 2 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens zu prüfen, in welcher 
Weise in § 6 Abs. 2 Satz 1 Eingangsworte der Be-
griff „Personalien" näher präzisiert werden 
kann. 

12. Zu § 7 Abs. 1 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren klarzustellen, daß mit § 7 Abs. 1 
Satz 2 keine Abweichung von den anerkannten 
Grundsätzen der Amtshilfe verbunden sein so ll . 

Begründung 

Der Wortlaut der Vorschrift könnte zu der Ausle-
gung führen, 

— daß die Registerbehörde die Pflicht hat, jeweils 
zu prüfen, ob Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
daß die ersuchende Behörde unter Verstoß ge-
gen die in Satz 1 genannte Einschränkung das 
Übermittlungsersuchen gestellt hat, 

— daß bereits bei Vorliegen bloßer Anhalts-
punkte in dieser Richtung die Registerbehörde 

verpflichtet ist, die Übermittlung zu versa-
gen. 

Dies ist jedoch nicht gewollt. 

13. Zu § 7 Abs. 2 

In § 7 Abs. 2 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Übermittlungsersuchen sollen unter Angabe der 
Grundpersonalien des Be troffenen oder, wenn 
dieses der ersuchenden Stelle bekannt ist, des 
Geschäftszeichens der Registerbehörde gestellt 
werden. " 

Begründung 

Die bisherige Fassung des Entwurfs erweckt den 
Eindruck, daß der ersuchenden Stelle im Regelfall 
das Geschäftszeichen der Registerbehörde be-
kannt ist. Dies ist nicht zutreffend. 

14. Zu § 3 Abs. 2 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, wie sichergestellt wer-
den kann, daß den Strafverfolgungsbehörden 
über die Grundpersonalien „ähnlicher Personen" 
hinaus zusätzliche im Ausländerzentralregister 
enthaltene Informationen mitgeteilt werden, die 
die Identifikation ermöglichen. 

Begründung 

Es sind Fallgestaltungen denkbar, in denen Perso-
nen nicht aufgrund der Grundpersonalien, aber 
aufgrund sonstiger Informationen identifiziert 
werden können. Dies muß sichergestellt sein. Die 
Zuordnung von Daten zu Personen ist eine Ermitt-
lungsmaßnahme und damit eine ureigene Auf-
gabe der Strafverfolgungsbehörden (§ 161 StPO). 
Jede Einschränkung der Sachverhaltsaufklärung 
kann im übrigen dazu führen, daß die Entlastung 
Unschuldiger vereitelt wird. 

15. Zu § 3 Abs. 5 

In § 7 Abs. 5 sind die Sätze 2 und 3 durch folgen-
den Satz zu ersetzen: 

„Sie ist zulässig, soweit sie 

1. im besonderen Interesse des Ausländers liegt 
oder 

2. zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit, einer konkreten Gefahr 
für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes oder einer drohenden er-
heblichen Beeinträchtigung der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung oder zur Ver-
folgung von erheblichen Straftaten erforderlich 
und angemessen ist und die Daten auf andere 
Weise nicht oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand oder nicht rechtzeitig erlangt werden 
können. " 
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Begründung 

Die Erteilung von Gruppenauskünften zur „Da-
tenpflege" soll wegen der Gefahr einer miß-
bräuchlichen Nutzung der Daten und unter dem 
Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit nicht zu-
gelassen werden. 

Die redaktionellen Änderungen sollen der Klar-
stellung des Gewollten und der besseren Lesbar-
keit dienen. 

16. Zu § 8 Abs. 1 

In § 8 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Werden Auskunftssperren übermittelt, gelten 
für den Empfänger die Bestimmungen des § 4 ent-
sprechend." 

Begründung 

Durch diese Ergänzung soll klargestellt werden, 
daß die empfangende Stelle eine ihr übermittelte 
Auskunftssperre ebenso zu beachten hat wie die 
übermittelnde Stelle. 

17. Zu § 8 Abs. 3 

In § 8 Abs. 3 sind die Worte „an den Empfänger" 
durch die Worte „der ersuchenden Stelle" zu er-
setzen. 

Begründung 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung 
zur Klarstellung des Gewollten. 

18. Zu § 10 

a) Die Überschrift des § 10 ist wie folgt zu fas-
sen: 

„Datenübermittlung an sonstige Polizeivoll-
zugsbehörden, Gerichte und Behörden der 
Staatsanwaltschaft". 

b) § 10 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) An sonstige Polizeivollzugsbehörden 
des Bundes und der Länder, an Ge richte sowie 
an Behörden der Staatsanwaltschaft werden 
für Zwecke der Rechtspflege, zur Strafverfol-
gung oder Strafvollstreckung und an die Poli-
zeivollzugsbehörden auch zur Abwehr einer 
im Einzelfall bestehenden Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit auf ihr Übermittlungsersu-
chen die im Register gespeicherten Daten 
übermittelt." 

c) § 10 Abs. 2 ist zu streichen. 

Als Folge sind 

— in § 8 Abs. 2 Satz 1 der Punkt durch einen 
Strichpunkt zu ersetzen und folgender Halb-
satz anzufügen: 

„§ 10 bleibt unberührt."; 

— in § 16 Abs. 1 Satz 1 nach den Worten „son-
stige Polizeivollzugsbehörden des Bundes und 
der Länder," das Wort „Gerichte," einzufü-
gen. 

Begründung 

Zu b: 

Der Entwurf sieht eine umfassende Auskunftser-
teilung aus dem Ausländerzentralregister an die 
Gerichte nicht vor. Bei den Strafgerichten und bei 
den mit ausländer- und asylrechtlichen Streitig-
keiten befaßten Verwaltungsgerichten besteht 
gleichwohl ein praktisches Bedürfnis an einer um-
fassenden Datenübermittlung. 

Auch im Entwurf wird davon ausgegangen, daß 
zur Aufgabenerfüllung die Übermittlung aller ge-
speicherten Daten erforderlich sein kann. Im Hin-
blick auf die Aufgabenstellung der in § 10 Abs. 1 
genannten Behörden wird regelmäßig die Über-
mittlung aller gespeicherten Daten erforderlich 
sein. Dies gilt auch für die früheren Namen. Auch 
die Ermittlung von Umständen, die entlastend 
wirken, setzt voraus, daß der Sachverhalt umfas-
send zur Kenntnis der für die Rechtspflege und die 
Strafverfolgung zuständigen Behörden und Ge-
richte gelangt. 

Im Rahmen der verwaltungsgerichtlichen Recht-
mäßigkeitskontrolle von behördlichen Entschei-
dungen haben aber auch die Verwaltungsge-
richte die Aufgabe, den Sachverhalt von Amts 
wegen zu erforschen. Zur umfassenden Sachver-
haltserforschung im Rahmen des Untersuchungs-
grundsatzes sind daher auch die Verwaltungsge-
richte auf den unbeschränkten Zugriff zu dem im 
AZR verfügbar gehaltenen Datenbestand ange-
wiesen. Die Übermittlung der in § 8 des Entwurfs 
genannten „Grunddaten" trägt den Belangen der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht Rechnung. 
Einer mittelbaren Erlangung der entsprechenden 
Daten über die in § 9 des Entwurfs genannten 
Behörden steht die Bestimmung des § 7 Abs. 4 
Satz 3 des Entwurfs entgegen. Eine Regelung des 
Zugangsrechts von Gerichten zu dem Datenbe-
stand erscheint schon deshalb geboten, weil sich 
anderenfalls mit guten Gründen vertreten ließe, 
eine zu dieser Frage schweigende umfassende 
bundesgesetzliche Neuregelung durch ein beson-
deres Gesetz über das AZR überlagere die bereits 
bestehenden Vorschriften der Strafprozeßord-
nung und des Verwaltungsprozeßrechts und 
schließe als lex spezialis künftig die Erteilung von 
Auskünften aus dem Register unmittelbar an die 
Gerichte aus. 

Eine Beschränkung des Auskunftsrechts auf die 
mit Strafsachen befaßten Ge richte und die Ge-
richte der Verwaltungsgerichtsbarkeit erscheint 
auch im Hinblick auf die Aufgabenstellung ande-
rer Gerichte (z. B. die für die Anordnung von Ab

-

schiebungshaft zuständigen Amtsgerichte gemäß 
§ 16 Ausländergesetz in Verbindung mit § 3 ff. des 
Gesetzes über das gerichtliche Verfahren bei 
Freiheitsentziehungen) nicht sachgerecht. 
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Zu a und c: 

Folgeänderungen zu b. 

19. Zu § 13 Abs. 1 

In § 13 ist Absatz 1 wie folgt zu fassen: 

„(1) An die nach dem Bundesvertriebenenge-
setz zuständigen Behörden werden zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben bei der Anerkennung als Vertrie-
bener auf ihr Übermittlungsersuchen neben den 
in § 8 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Daten auch Hin-
weise auf die Behörden übermittelt, die die Spei-
cherung einer oder mehrerer der folgenden Anga-
ben veranlaßt haben: 

1. Aus- oder Durchlieferung, 

2. Ausschreibung als Maßnahme der Grenzfahn-
dung, 

3. Zurückweisung oder Zurückschiebung, 

4. Ausschreibung zur Festnahme, 

5. Ablehnung eines Antrages auf Feststellung der 
Eigenschaft als Deutscher oder auf Übernahme 
oder Anerkennung als Vertriebener und 

6. Angaben zum Asylverfahren." 

Begründung 

Die nach dem Regierungsentwurf zusätzlich zu 
übermittelnden Angaben sollen lediglich als Hin-
weis auf bei anderen Behörden geführte Akten 
dienen; für die Feststellungen nach dem Bundes-
vertriebenengesetz selbst sollen sie ohne Bedeu-
tung sein. Es genügt deshalb, lediglich Hinweise 
auf aktenführende Behörden — evtl. unter An-
gabe des jeweiligen Aktenzeichens — zu übermit-
teln. 

20. Zu § 13 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens zu prüfen, ob in § 13 zu-
sätzlich die zum Vollzug des Staatsangehörig-
keitsrechts zuständigen Behörden aufzunehmen 
sind, und zwar im Hinblick auf die Übermittlung 
von Daten zur Erfüllung der Aufgaben dieser Be

-

hörden bei der Anerkennung als Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgeset-
zes. 

21. Zu § 14 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens zu prüfen, ob die ein-
schränkende Formulierung „sofern diese Daten 
auf andere, den Betroffenen weniger belastende 
Weise nicht oder nicht rechtzeitig beschafft wer-
den können" gestrichen werden kann. 

22. Zu § 15 

§ 15 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 15 
Datennutzung innerhalb 

des Bundesverwaltungsamtes 

(1) Soweit das Bundesverwaltungsamt mit der 
Durchführung ausländerrechtlicher Vorschriften 
betraut ist, darf es hierfür die Daten in dem Um-
fang nutzen, wie Daten Ausländerbehörden (§ 9) 
übermittelt werden dürften. 

(2) Soweit das Bundesverwaltungsamt am Ver-
fahren zur Feststellung der Eigenschaft als Deut-
scher oder zur Übernahme oder Anerkennung als 
Vertriebener beteiligt ist, darf es hierfür die Daten 
in dem Umfang nutzen, wie die Daten den Ver-
triebenenbehörden (§ 12) übermittelt werden 
dürften. " 

Begründung 

Die Informationsweitergabe innerhalb des Bun-
desverwaltungsamtes ist keine Übermittlung, 
sondern eine Nutzung im Sinne des Datenschutz

- rechtes. 

23. Zu § 18 

In § 18 Abs. 3 ist folgender Satz anzufügen: 

„Werden Auskunftssperren übermittelt, gelten 
für den Empfänger die Bestimmungen des § 4 ent-
sprechend." 

Begründung 

Durch diese Ergänzung soll sichergestellt werden, 
daß auch übermittelte Auskunftssperren in ange-
messener Weise beachtet werden. 

24. Zu § 19 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens zu prüfen, ob die Rege-
lung des § 19 stärker an allgemeine datenschutz-
rechtliche Regelungen, etwa an § 14 Abs. 3 und 
§ 15 des Entwurfs eines Bundesdatenschutzgeset-
zes und § 14 Abs. 3 des Entwurfs eines Bundes-
verfassungsschutzgesetzes (siehe BT-Drucksache 
11/4306), angeglichen werden kann. 

25. Zu § 20 

In § 20 Abs. 1 Satz 1 ist das Wort  „berechtigtes" 
durch das Wort  „rechtliches" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Voraussetzungen einer Datenübermittlung an 
Private müssen verschärft werden. Ein bloßes 
„berechtigtes" Interesse reicht nicht aus. Im übri-
gen wird unter den in Satz 2 genannten Voraus- 
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setzungen stets ein „rechtliches" Interesse zu be-
jahen sein. 

26. Zu § 20 

In § 20 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„§ 4 findet entsprechende Anwendung." 

Begründung 

Sofern bei Vorliegen der nach Absatz 1 Satz 2 zu 
erbringenden Nachweise eine Anhörung des Be-
troffenen geboten erscheint, muß auch eine Be-
stimmung darüber ge troffen werden, wie sich die 
Registerbehörde nach Durchführung einer sol-
chen Anhörung zu verhalten hat. Insoweit ist es 
naheliegend, die für Auskunftssperren geltenden 
Vorschriften für entsprechend anwendbar zu er-
klären. 

23. Zu§21 

a) § 21 Abs. 3 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Soweit sich die Auskunftserteilung auf die 
Herkunft personenbezogener Daten beziehen 
würde, die von den Verfassungsschutzbehör-
den, dem Bundesnachrichtendienst, dem Mili-
tärischen Abschirmdienst, den Polizeivollzugs-
behörden, den Ge richten und den Behörden 
der Staatsanwaltschaft an das Register über-
mittelt worden sind, ist sie nur mit Zustimmung 
der genannten Stellen zulässig. " 

b) § 21 Abs. 3 Satz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Klarstellung des nach der Begründung Gewoll-
ten. 

Nach dem Wortlaut von § 21 Abs. 3 des Entwurfs 
besteht auch bei Zustimmung der in Satz 1 ge-
nannten Stellen keine Verpflichtung zur Aus-
kunftserteilung durch die Registerbehörde. 

Wenn die Zustimmung aber vorliegt und keine 
der in Absatz 2 genannten Gründe gegeben sind, 
muß die in Absatz 1 vorgesehene Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung wirksam werden. 

Die Aufführung der Gerichte in Absatz 3 stellt 
eine Folgeänderung zu § 10 Abs. 1 dar. 

28. Zu § 22 

In § 22 Abs. 3 sind in Satz 1 Nr. 1 die Worte „und 
sich weder die Richtigkeit noch die Un richtigkeit 
feststellen läßt" durch die Worte „und weder die 
Richtigkeit noch die Unrichtigkeit von der Regi-
sterbehörde, der aktenführenden Ausländerbe-
hörde oder der Stelle, die das Datum an das Regi-
ster übermittelt hat, festgestellt werden kann" zu 
ersetzen und in Satz 3 nach dem Wo rt  „dürfen" 
die Worte „außer zur Prüfung der Richtigkeit" 
einzufügen. 

Begründung 

Die dem allgemeinen Datenschutzrecht nachge-
bildete Formulierung des Entwurfs stellt auf eine 
Situation ab, in der die speichernde Stelle (Regi-
sterbehörde) auch die Daten selbst erhoben hat 
und daher auch deren Richtigkeit überprüfen 
kann. Die vorgeschlagene Änderung stellt dem-
gegenüber klar, daß es nicht allein Aufgabe der 
Registerbehörde ist, die Richtigkeit eines bestrit-
tenen Datums zu überprüfen; darüber hinaus er-
laubt sie zu diesem Zweck ausdrücklich die Über-
mittlung des bestrittenen Datums an die akten-
führende Ausländerbehörde oder an die Stelle, 
die dem Register das Datum übermittelt hat. 

29. Zu § 22 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, wie sichergestellt wer-
den kann, daß die Strafverfolgungsbehörden 
auch von den in § 22 Abs. 3 Nr. 1 genannten Da-
ten Kenntnis erlangen können. 

Begründung 

Auch wenn die Richtigkeit von Daten nicht fest-
gestellt werden kann, kann ein legitimes Bedürf-
nis der Strafverfolgungsbehörden nach Kenntnis 
dieser Daten bestehen. Die Überprüfung der Rich-
tigkeit von Daten ist Ermittlungstätigkeit und da-
mit eine ureigene Aufgabe der Staatsanwaltschaft 
(§ 161 StPO). Jede Einschränkung der Sachver-
haltsaufklärung kann im übrigen dazu führen, 
daß die Entlastung Unschuldiger vereitelt wird. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1.:

 Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 gibt die sog. Substitionsfunk-
tion des Registers wieder. Dabei soll schon in dieser 
Regelung klargestellt werden, daß die Substitions-
funktion nur bestimmte Registerbenutzer betrifft. 

Die Kenntnis der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 in Bezug 
genommenen „anderen Sachverhalte " ist lediglich für 
die Aufgabenerfüllung der im Regierungsentwurf be-
zeichneten öffentlichen Stellen erforderlich. Die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Fassung erweckt hinge-
gen den Eindruck, als ob dies auch für die in § 12 
Abs. 1 und § 13 bezeichneten Stellen gelte. 

Zu 2.:  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 3.:  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 4.:  

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die nach § 3 Abs. 5 des Regierungsentwurfes im Regi-
ster zu speichernden Daten sind auf ein Mindestmaß 
reduziert worden. Sie werden vom Bundesminister 
des Innern zu statistischen und planerischen Zwecken 
dringend benötigt. 

Zu 5.:  

Dem Anliegen des Bundesrates kann nicht gefolgt 
werden. 

Der Regierungsentwurf bestimmt in § 22 Abs. 2, daß 
die Daten von der Registerbehörde zu löschen sind, 
wenn der Betroffene die deutsche Staatsangehörig-
keit erworben hat oder sich nach der Speicherung sei-
ner Daten herausstellt, daß er Deutscher im Sinne des 
Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist. Außerdem 
sind sie zu löschen, wenn ihre Kenntnis zur Erfüllung 
der gesetzlichen Aufgaben der in § 9 genannten Be-
hörden nicht mehr erforderlich ist oder wenn ihre 
Speicherung unzulässig war. 

Im übrigen sind die Löschungstatbestände so vielge-
staltig, daß eine gesetzliche Festlegung von Höchstfri-
sten nicht praktikabel wäre. Deshalb muß die Rege-
lung der Löschungsfristen der mit Zustimmung des 

Bundesrates zu erlassenden Rechtsverordnung über-
lassen bleiben (vgl. § 25 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe c). 

Zu 6.:  

Dem Anliegen des Bundesrates kann dadurch ent-
sprochen werden, daß § 4 Satz 1 folgende Fassung 
erhält: 

„Im Register werden auf Antrag des Be troffenen oder 
von Amts wegen Auskunfts- und Übermittlungssper-
ren gespeichert, wenn bestimmte Umstände die An-
nahme rechtfertigen, daß durch eine Auskunft an 
nichtöffentliche Stellen, an Behörden anderer Staa-
ten sowie an über- und zwischenstaatliche Organisa-
tionen seine schutzwürdigen Interessen beeinträch-
tigt würden." 

Zu 7.:  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 8.:  

Dem Anliegen des Bundesrates kann dadurch ent-
sprochen werden, daß § 5 Abs. 3 Satz 2 folgende Fas-
sung erhält: 

„Sie sind für andere als die ersuchende Stelle ge-
sperrt, wenn dies von der ersuchenden Stelle be an

-tragt wird." 

Zu 9.:  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 10.:  

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Neben der systematischen Änderung der Reihenfolge 
der Absätze weist der Vorschlag des Bundesrates fol-
gende materiellen Abweichungen gegenüber dem 
Regierungsentwurf auf: 

a) Es ist nicht mehr geregelt, gegenüber wem die 
übermittelnden Stellen für die Zulässigkeit der 
Übermittlung und die Richtigkeit und Aktualität 
der von ihnen übermittelten Daten verantwortlich 
sind (offenbar gegenüber dem Be troffenen); 

b) das Wort  „Aktualisierung" wird durch das Wort 
 „Fortschreibung" ersetzt; 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/5828 

c) durch die Umstellung der Reihenfolge der Sätze 3 
und 4 soll zum Ausdruck gebracht werden, daß die 
Fortschreibung der Regelfall ist, während die Be-
richtigung von Daten nachrangige Bedeutung 
hat. 

Zu a): 

Der Regierungsentwurf hält an der grundsätzlichen 
Verantwortung der Registerbehörde als speichernde 
Stelle (§ 1) gegenüber dem Be troffenen fest. Die aus-
drückliche Normierung der Verantwortlichkeit der 
datenanliefernden Stellen gegenüber der Registerbe-
hörde stellt klar, welche Verantwortlichkeiten im In-
nenverhältnis bestehen. Sie bestimmt, daß die Regi-
sterbehörde im Falle des Bestreitens der Richtigkeit 
der gespeicherten Daten den Be troffenen nicht an die 
datenanliefernde Stelle verweisen darf, sondern sich 
selbst um Klärung bemühen muß. Rechte des Betrof-
fenen gegenüber der datenanliefernden Stelle wer-
den hiervon nicht berührt. Es besteht kein Anlaß, von 
dieser Regelung, die im übrigen Praxisnähe gewähr-
leistet, abzugehen. 

Zu b): 

Der im Regierungsentwurf verwendete Beg riff „Ak-
tualisierung" beschreibt den Regelungszweck präzi-
ser als die Formulierung „Fortschreibung". Diese 
zwingt nicht zu dem Schluß, daß das Ziel der Fo rt

-schreibung die Speicherung aktueller Daten ist. 

Zu c): 

Aus der im Regierungsentwurf gewählten Reihen-
folge ergibt sich, daß die Gewährleistung der Richtig-
keit der im Register gespeicherten Daten am bedeut-
samsten ist. Die Richtigkeit von Daten umfaßt auch 
deren Aktualität. Denn es ist durchaus denkbar, daß 
aktuelle Daten unrichtig sind, hingegen ist ausge-
schlossen, daß richtige Daten nicht aktuell sind. Satz 4 
von Absatz 1 des Regierungsentwurfes beinhaltet in-
sofern keine eigenständige neue Aussage, sondern 
dient nur der Klarstellung, daß die Aktualisierung ein 
Mittel ist, um die Richtigkeit der gespeicherten Daten 
zu erreichen. 

Zu 11.:  

Dem Anliegen des Bundesrates kann dadurch ent-
sprochen werden, daß die Eingangsworte in § 6 Abs. 2 
wie folgt gefaßt werden: 

„Neben den in § 3 Abs. 3 Nr. 1 und 2 bezeichneten 
Daten übermitteln ... ". 

Zu 12.:  

Dem Anliegen des Bundesrates kann nicht entspro-
chen werden. 

§ 7 Abs. 1 bestimmt nicht die Pflicht der Registerbe-
hörde, jeweils zu prüfen, ob Anhaltspunkte dafür vor-
liegen, daß die ersuchende Behörde das Übermitt-

lungsersuchen unter Verstoß gegen die in § 7 Abs. 1 
Satz 1 genannte Einschränkung gestellt hat. Werden 
der Registerbehörde allerdings im Rahmen ihrer übli-
chen Aufgaben als Registerführer Anhaltspunkte für 
einen Mißbrauch bekannt, hat sie die Übermittlung zu 
versagen. Eine Übermittlung wäre in solchen Fä llen 
mit dem Schutz der im Register gespeicherten perso-
nenbezogenen Daten nicht vereinbar. 

Es ist selbstverständlich, daß sich die Registerbehörde 
um Aufklärung bemüht. Dies entspricht schon allge-
meinen Amtspflichten. Sind die Zweifel unbegründet, 
wird die Auskunft erteilt. Diese Verfahrensweise ent-
spricht langjähriger Übung der Registerbehörde. Sie 
hat bisher in keinem Fall  zu einer Beeinträchtigung 
der Aufgabenerfüllung einer anfragenden Behörde 
geführt. Hingegen wurden auf diese Weise wiederholt 
mißbräuchliche Anfragen erkannt und deshalb die 
Auskunft zu Recht verweigert. 

Zu 13.:  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 14.:  

Dem Anliegen des Bundesrates kann dadurch ent-
sprochen werden, daß in § 7 Abs. 2 als vorletzter Satz 
eingefügt wird: 

„Kann in Ausnahmefällen die Identität nicht allein 
anhand der Grundpersonalien festgestellt werden, 
dürfen den Strafverfolgungsbehörden nach Maßgabe 
des § 10 weitere Daten aus dem Register übermittelt 
werden, wenn zu erwarten ist, daß deren Kenntnis die 
Identitätsfeststellung ermöglicht." 

Zu 15.:  

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der Maßgabe, 
daß in § 7 folgender Absatz 6 angefügt wird: 

„Auf Anforderung dürfen jeder Behörde die Daten, 
die sie selbst dem Register übermittelt hat, zur Verfü-
gung gestellt werden. Absatz 5 Satz 4 gilt entspre-
chend." 

Aus fachlicher Sicht kann auf die Möglichkeit, einer 
Behörde, die Daten an das Register übermittelt hat, 
eine Zusammenstellung dieser Daten aus dem Regi-
ster zu übermitteln, nicht verzichtet werden. Nur auf 
diese Weise kann die datenanliefernde Behörde über-
prüfen, ob die im Register gespeicherten Daten mit 
dem Bestand ihrer eigenen Unterlagen übereinstim-
men oder ob Korrekturen vorgenommen werden müs-
sen. Diesem Bedürfnis trägt der vorgeschlagene Ab-
satz 6 Rechnung. 

Zu 16.:  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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Zu 17.:  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 18.:  

Den Vorschlägen zu a) wird zugestimmt (vgl. auch zu 
Nummer 27). 

Den Vorschlägen zu b) und c) wird nur insoweit zuge-
stimmt, als das Wort  „Gerichte" und die Worte „für 
Zwecke der Rechtspflege" in den Absatz 1 eingefügt 
werden. Danach soll Absatz 1 folgende Neufassung 
erhalten: 

„(1) An sonstige Polizeivollzugsbehörden des Bun-
des und der Länder sowie an Behörden der Staatsan-
waltschaft werden zur Strafverfolgung oder Strafvoll-
streckung, an die Polizeivollzugsbehörden auch zur 
Abwehr einer im Einzelfall bestehenden Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit und an Ge richte für Zwecke 
der Rechtspflege auf ihr Übermittlungsersuchen ne-
ben den in § 8 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Daten fol-
gende Daten des Betroffenen übermittelt: 

1. abweichende Namensschreibweisen, 

2. andere Namen und 

3. Aliaspersonalien. " 

Mit der Formulierung wird der Vorschlag des Bundes-
rates aufgegriffen, aus dem Register Daten an Ge-
richte zu Zwecken der Rechtspflege zu übermitteln; 
der Oberbegriff „Rechtspflege" umfaßt dabei auch 
die in Absatz 1 Satz 1 genannten Zwecke der Strafver-
folgung und Strafvollstreckung. Die Verwendung der 
Begriffe nebeneinander dient dem Ziel, die Nutzungs-
zwecke der jeweiligen Empfänger möglichst präzise 
zu umschreiben. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Streichung von 
§ 10 Abs. 2 und die Ergänzung in § 8 Abs. 2 Satz 1 um 
den Halbsatz „§ 10 bleibt unberührt." würde in Ver-
bindung mit der vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Neufassung des § 10 Abs. 1 bedeuten, daß an die do rt 

 genannten Behörden bei jeder Anfrage alle im Regi-
ster gespeicherten Daten zu übermitteln wären, und 
zwar unabhängig vom jeweils vorliegenden tatsächli-
chen Auskunftsbedarf. In der Praxis hingegen dürfte 
es so sein, daß in nicht seltenen Fällen die Übermitt-
lung der in § 10 Abs. 1 des Regierungsentwurfs be-
zeichneten Daten ausreichend ist, z. B. dann, wenn es 
— wie nicht selten — lediglich um die Feststellung der 
Identität geht. In diesen Fällen kann sich die Über-
mittlung zusätzlicher Daten sogar arbeitshindernd 
auswirken. Die Fassung des Regierungsentwurfs trägt 
insoweit dem differenzie rten Auskunftsbedürfnis 
Rechnung. Gleichzeitig hinde rt  sie durch die Normie-
rung von § 10 Abs. 2 die weitergehende Datenüber-
mittlung nicht. Die anfragende Behörde entscheidet 
selbst, ob sie die Übermittlung weiterer Daten benö-
tigt. Zusätzlicher Verwaltungsaufwand ist hiermit 
nicht verbunden, denn im Fa lle einer schriftlichen 
oder rein fernschriftlichen Anfrage kann erklärt wer-
den, daß die Übermittlung des vollständigen Daten-
satzes erforderlich ist. Im übrigen müssen bei Anfra-
gen über Datensichtgerät nach § 16 ohnehin mehrere 

Bildschirme aufgerufen werden, wenn der gesamte 
Datensatz benötigt wird. 

Die Bundesregierung sieht sich in ihrer Auffassung, 
der vom Bundesrat vorgeschlagenen Aufgabe der Dif-
ferenzierung des Auskunftsumfanges nicht zu ent-
sprechen, bestärkt durch den Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz, der wiederholt und nachdrücklich 
für eine Abgrenzung zwischen solchen Daten einge-
treten ist, die den in § 10 Abs. 1 des Regierungsent-
wurfs genannten Behörden jederzeit zur Verfügung 
stehen müssen und solchen, die nicht in jedem Fa lle 
und mit geringerer Dringlichkeit erforderlich sind. Er 
hält diese Differenzierung insbesondere auch deshalb 
für erforderlich, weil er — insoweit abweichend vom 
Regierungsentwurf — kein Erfordernis für eine Zulas-
sung des automatisierten Abrufs (vgl. § 16) für die 
letztgenannten Daten sieht. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Aufnahme des 
Wortes „Gerichte " in § 16 Abs. 1 Satz 1 ist keine zwin-
gende Folge der Änderung des § 10, sondern beinhal-
tet eine eigenständige materielle Erweiterung. Die 
Bundesregierung hat in § 16 Abs. 1 nur diejenigen 
Behörden aufgeführt, die in erheblichem Maß zur Er-
füllung ihrer Aufgaben auf Auskünfte aus dem Regi-
ster angewiesen sind. Dies ist ausweislich der bisheri-
gen Praxis des Registers bei den Ge richten nicht der 
Fall . 

Zu 19.:  

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu 20.:  

Dem Anliegen des Bundesrates kann dadurch ent-
sprochen werden, daß die Überschrift zu § 13 fol-
gende Fassung erhält: „§ 13 Datenübermittlung an 
die Staatsangehörigkeits- und Vertriebenenbehör-
den". 

Gleichzeitig sollten die Eingangsworte von § 13 
Abs. 1 Satz 1 wie folgt gefaßt werden: „An die zum 
Vollzug des Staatsangehörigkeitsrechts und an die 
nach dem Bundesvertriebenengesetz zuständigen Be-
hörden werden zur Erfüllung ihrer Aufgaben bei der 
Feststellung der Eigenschaft als Deutscher im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes und bei 
der Anerkennung als Vertriebener auf ihr Übermitt-
lungsersuchen neben den in § 8 Abs. 1 Satz 1 be-
zeichneten Daten ... " . 

Zu 21.:  

Dem Anliegen des Bundesrates kann nicht entspro-
chen werden. 

Die Entscheidung, ob die Daten auf eine andere, den 
Betroffenen geringer belastende Weise beschafft wer-
den können, obliegt der ersuchenden Behörde, nicht 
der übermittelnden Registerbehörde. Wenngleich die 
Abfrage des Registers in der Regel als äußerst gerin- 
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ger Eingriff zu werten ist, sind solche Fallgestaltungen 
durchaus denkbar. Welches für den Betroffenen den 
geringsten Eingriff in sein Persönlichkeitsrecht be-
deutet, muß im Einzelfall entschieden werden. Der 
Regierungsentwurf eröffnet diese Möglichkeit. Die 
vom Bundesrat zur Prüfung angeregte Streichung 
würde ein Weniger an Datenschutz bedeuten. 

Zu 22.:  

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Regierungsentwurf geht vom funktionalen Behör-
denbegriff aus. Dies ist bei einer Behörde wie dem 
Bundesverwaltungsamt in besonderem Maße ge-
rechtfertigt. Denn das Bundesverwaltungsamt erfüllt 
eine Vielzahl unterschiedlichster Aufgaben, deren 
Übertragung auf verschiedene selbständige Behör-
den genauso möglich wäre wie ihre aus verwaltungs-
ökonomischen Gründen erfolgte Zuweisung zu einer 
einzigen Behörde. Der Begriff der „Datennutzung" 
erweckt den Eindruck einer funktionalen Einheit. 
Demgegenüber stellt der Begriff „Datenübermitt-
lung" klar, daß es sich bei der Erfüllung der bezeich-
neten Aufgaben um völlig verschiedene, miteinander 
nicht in Verbindung stehende Aufgaben handelt. Dar-
über hinaus wird durch die einheitliche Verwendung 
des Wortes „Datenübermittlung" dargestellt, daß das 
Verhältnis der in Absatz 1 und 2 bezeichneten Orga-
nisationseinheiten des Bundesverwaltungsamtes zu 
der Organisationseinheit, die das Register führt, recht-
lich genauso zu betrachten ist wie das Verhältnis an-
derer Benutzerbehörden zur Registerbehörde. 

Zu 23.:  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 24.:  

Der Regierungsentwurf orientiert sich einerseits an 
den langjährigen Erfahrungen der Registerbehörde 
und trägt andererseits den besonderen, im vorliegen-
den Sachzusammenhang zu beachtenden daten-
schutzrechtlichen Anforderungen Rechnung. Die all-
gemeinen Regelungen des Bundesdatenschutzgeset-
zes einschließlich der geplanten gesetzlichen Ände-
rungen und die im Entwurf vorliegenden bereichsspe-
zifischen Datenschutzregelungen in anderen Geset-
zen sind daher nur mit Einschränkungen übertragbar. 
Das Register ist in erster Linie eine Einrichtung zur 
Unterstützung öffentlicher Stellen. Der Gesetzgeber 
hat Vorkehrungen dagegen zu treffen, daß durch die 
Auskunftserteilung auch an andere Stellen die Erfül-
lung der originären Aufgaben der Registerbehörde 
und der Aufgaben öffentlicher Stellen nicht beein-
trächtigt und das Persönlichkeitsrecht Be troffener 
durch die Weitergabe ihrer Daten nicht verletzt wer-
den. Dem trägt die Fassung von § 19 des Regierungs-
entwurfes grundsätzlich Rechnung. In § 19 Abs. 1 ist 
zunächst geregelt, unter welchen Voraussetzungen 
eine Auskunftserteilung überhaupt in Be tracht 
kommt; insoweit wird die Bundesregierung im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren prüfen, ob § 19 Abs. 1 

Satz 1 stärker § 15 Abs. 1 i. V. m. § 14 Abs. 1 des Ent-
wurfes eines Gesetzes zum Schutz personenbezoge-
ner Daten in Dateien (Bundesdatenschutzgesetz) an-
gepaßt werden sollte. 

Liegen die Voraussetzungen des § 19 Abs. 1 nicht vor, 
unterbleibt eine Auskunftserteilung. Liegen die Vor-
aussetzungen vor, dann bestimmt Absatz 2 im Inter-
esse des Betroffenen, daß vor der Auskunftserteilung 
seine Zustimmung dazu einzuholen ist. Die Einholung 
der Zustimmung darf nur unterbleiben, wenn zu be-
sorgen ist, daß dadurch der mit dem Auskunftsersu-
chen verfolgte Zweck gefährdet würde. Diese Rege-
lung des Regierungsentwurfs ist sinnvoll, weil häufig 
Betroffene aus gewichtigen Gründen, die der Regi-
sterbehörde nicht bekannt sind, die Bekanntgabe ih-
rer Daten an Behörden anderer Staaten sowie an über- 
und zwischenstaatliche Organisationen nicht wün-
schen. 

Zu 25.:  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 26.:  

Dem Vorschlag des Bundesrates wird mit der Maß-
gabe zugestimmt, daß in § 20 Abs. 1 folgender Satz 5 
angefügt wird: 

„§ 4 Satz 3 bis 5 findet entsprechende Anwen-
dung. " 

Aus der Begründung dieses Antrages ergibt sich, daß 
nur das Verfahren nach § 4 Sätze 3 bis 5 entsprechend 
angewendet werden soll. 

Zu 27.:  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 28.:  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 29.:  

Dem Anliegen des Bundesrates kann dadurch ent-
sprochen werden, daß in § 22 Abs. 3 folgender Satz 4 
angefügt wird: 

„Nach Nr. 1 gesperrte Daten dürfen außerdem ver-
wendet werden, soweit dies für Zwecke der Strafver-
folgung erforderlich ist." 

Bei den beabsichtigten Änderungen handelt es sich 
ausschließlich um redaktionelle oder rechtliche Klar-
stellungen. Bund, Länder und Gemeinden werden da-
durch nicht mit Kosten belastet. Die beabsichtigten 
Änderungen haben keine Auswirkungen auf Einzel-
preise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau. 








